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EDITORIAL/095: Ausgereizt (SB)





Wochendruckausgabe 95 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
21.07.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Ausgereizt

»Sacredam«, murmelte Leclère in den Bart."

... und schwankte, gestreckt durch den Galgen, an dem er aufgeknüpft
war, und stemmte seine Füße gegen die Kiste, auf der er gerade noch
stand.

[...] Nachdem Bastard sich vergewissert hatte, daß niemand in der
Nähe war, setzte er sich ruhig hin, hob die Oberlippe zu einem
Grinsen, warf Leclère einen Blick zu und leckte sich das Maul.

»Jetzt sehe ich mein Ende vor mir«, sagte der Mann und lachte laut
und bitter.

Bastard kam jetzt näher, das verstümmelte Ohr baumelte, das gesunde
war wie in teuflischem Verstehen der Worte gespitzt. Er legte den Kopf
gutgelaunt auf die Seite und bewegte sich mit gezierten und tänzelnden
Schritten. Er rieb seinen Körper freundlich gegen die Kiste, immer
wieder, so daß sie ins Schwanken kam. Leclère bemühte sich, sein
Gleichgewicht zu bewahren.

»Bastard«, sagte er ruhig. »Paß auf. Ick töten dir.«

Bastard knurrte, als er das Wort hörte und rüttelte noch kräftiger
an der Kiste. Dann stellte er sich auf die Hinterläufe und warf mit
den Vorderpfoten sein ganzes Gewicht gegen den Oberteil der Kiste.
Leclère versuchte ihm mit dem einen Fuß einen Tritt zu geben, aber das
schmerzte an seinem Hals und gab ihm einen Ruck, daß er beinahe das
Gleichgewicht verloren hätte.

»Heha! Geh! Marsch!« rief er.

Bastard zog sich etwa zwanzig Fuß weit zurück. In seinem Gebaren
lag eine feindliche Gleichgültigkeit, die Leclère nicht mißverstehen
konnte. Er erinnerte sich, daß der Hund oft die Eiskruste auf einem
Wasserloch zerbrochen hatte, indem er hochsprang und sich mit seinem
ganzen Gewicht auf das Eis fallen ließ. Und als er hieran dachte,
verstand er auch, was das Tier vorhatte. Bastard drehte sich um und
blieb einen Augenblick stehen. Er bleckte seine weißen Zähne zu einem
bösen Grinsen, das Leclère beantwortete. Und dann sauste der Körper
des Hundes mit voller Kraft durch die Luft auf die Kiste zu.

Als Slackwater Charley und Webster Shaw eine Viertelstunde später
zurückkehrten, sahen sie ein unheimliches Pendel, das in der
unsicheren Beleuchtung hin und her schwang. Als sie schnell näher
liefen, stellten sie fest, daß es der tote Körper eines Mannes und ein
lebendes Wesen waren, das sich an die Leiche festkrallte und daran
stieß und zerrte, so daß beide hin- und hergeschleudert wurden.

»He! Weg da, du Höllensproß!« brüllte Webster Shaw.

Aber Bastard warf ihm nur einen Blick zu und knurrte drohend, ohne
seine Kiefer zu lockern.

Slackwater Charley zog seinen Revolver, aber seine Hand zitterte,
als ob ihn fror, und er kam mit der Waffe nicht zurecht.

»Nimm du sie«, sagte er und reichte sie dem andern.

Webster Shaw lachte kurz auf, zielte zwischen die glühenden Augen
und drückte ab. Bastards Körper zuckte, als er getroffen wurde, dann
peitschte er einen Augenblick im Todeskampf mit der Rute den Boden und
erschlaffte plötzlich. Aber seine Zähne hielten ihre Beute immer
noch." [1]



In der dramatischen Erzählung Bastard von Jack London,
erschienen u.a. in der Sammlung Drei Sonnen am Himmel im Jahre 1934,
hatte sich der treue Hund Bastard am Ende einer todesgefährlichen
Feindschaft zwischen ihm und seinem Besitzer Leclère schließlich doch
besonnen, gegen seinen innersten Kodex und seine hündische Ergebenheit
kompromißos zu verstoßen.

Wann entschließt sich der innerlich und äußerlich weitreichend
zerrissene und in seinem ewigen Anpassungsstreben taumelnde Hund
"Europa" im Angesicht nicht endender Dauergefährdung und zermürbender
Attacken endlich zur befreienden Tat?

Ihre Schattenblick-Redaktion


Anmerkung:

[1] aus: Jack London, Drei Sonnen am Himmel, Büchergilde Gutenberg,
1934, in Übersetzung von Erwin Magnus, Kapitel 6, Bastard.

http://gutenberg.spiegel.de/buch/drei-sonnen-am-himmel-10089/6
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AUSSICHTEN/8344: Und morgen, den 22. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.07.2018 bis zum 23.07.2018 +++
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Stickig, trocken, mäßig schwül,

wolkentrübe, sonnenheiß,

Jean-Lucs grünes Hautgefühl

gäbe alles her für Schweiß.
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INTERVIEW/050: Dublin - Fortschritte ungenügend ...    David Cullinane im Gespräch (SB)


Interview mit dem Sinn-Féin-Abgeordneten David Cullinane am 11. Juli 2018 in Dublin



Seit den Tagen Margaret Thatchers streitet man sich innerhalb der
konservativen Partei Großbritanniens recht heftig über das angemessene
Verhältnis des Vereinigten Königreichs zur Europäischen Union. Mit der
Durchführung einer Volksbefragung zur EU-Mitgliedschaft im Juni 2016
hoffte David Cameron, die Querelen ein für allemal zu beenden. Doch
der damalige Premierminister und Tory-Vorsitzende hat sich spektakulär
verkalkuliert. Die knappe Mehrheit für den EU-Austritt hat genau das
Gegenteil bewirkt. Nach dem Rücktritt Camerons gleich am Tag nach dem
Votum hat Theresa May die Führung von Partei und Regierung übernommen.
Seitdem versucht die glücklose Ex-Innenministerin, das Unmögliche doch
noch hinzukommen, nämlich einen Brexit mit der EU auszuhandeln, der
einerseits die britische Wirtschaft nicht völlig ruiniert,
andererseits die irrigen Vorstellungen der Tory-Brexiteers vom "global
Britain", das befreit vom europäischen Dirigismus zum
Handelsweltmeister aufsteigt, erfüllt.

Hauptleidtragender eines harten Brexits wäre Irland, weil dort eine
Zollgrenze mit allem, was dazugehört, zwischen der Republik im Süden
und dem noch zum Vereinigten Königreich gehörenden Norden gezogen
werden müßte. Eine solche Installation geriete mit Sicherheit zum Ziel
irisch-republikanischer Dissidenten, was die Gefahr eines
Wiederaufflammens des Bürgerkrieges in Nordirland zwischen
katholischen Nationalisten und protestantischen Anhängern der Union mit
Großbritannien mit sich brächte. Deswegen drängen bei den bisherigen
Verhandlungen Brüssel und Dublin darauf, daß es keine sichtbaren
Grenzkontrollstellen auf der Insel Irland geben soll. Die einzigen
Möglichkeiten, eine harte Landgrenze auf der grünen Insel zu
vermeiden, wären, entweder die Zoll- und Personenkontrollen erfolgten
an den Flug- und Seehäfen beiderseits der Irischen See oder das
Vereinigte Königreich verbliebe in der Zollunion mit der EU. Beides
hat May abgelehnt; ersteres aus Rücksicht auf Nordirlands Unionisten,
denen keine Infragestellung der Verbindung zu Großbritannien zuzumuten
ist, letzteres, um die Brexiteers in den eigenen Reihen zu
besänftigen. Über diese hochkomplizierte Gemengelage sprach der
Schattenblick am 11. Juli mit David Cullinane, dem außenpolitischen
Sprecher von Sinn Féin, im Dáil, dem Unterhaus des irischen
Parlaments, in Dublin.
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Schattenblick: Herr Cullinane, in den letzten Tagen hat die britische
Premierministerin Theresa May ihre konservative Regierung endlich auf
einen einheitlichen Kurs in der Brexit-Frage gebracht und ist dabei
durch Rücktritte ihre zwei ärgsten Störenfriede im Kabinett,
Außenminister Boris Johnson und Brexit-Minister David Davis,
losgeworden. Gestern hat bei einer Rede vor dem einflußreichen Council
on Foreign Relations in New York der französische Diplomat und
EU-Chefunterhändler Michel Barnier erklärt, der Brexit-Deal zwischen
Brüssel und London sei zu "achtzig Prozent abgeschlossen". Es hat
aktuell den Anschein, als durchschritten wir in der Brexit-Krise
gerade die Talsohle. Stimmen Sie mit diesem Eindruck überein und was
wären Ihrer Meinung nach die größten verbliebenen Hindernisse auf dem
Weg zu einem für alle Seiten vernünftigen Ausgang der
Brexit-Verhandlungen?

David Cullinane: Ich denke, es herrscht eine gewisse Verwirrung vor,
was Herr Barnier meint, wenn er "achtzig Prozent" des Brexit-Deals als
"abgeschlossen" bezeichnet. In diesem Konglomerat geschehen mehrere
Dinge gleichzeitig; also ist es wichtig, sie voneinander zu trennen,
um das Ganze besser verstehen zu können. Erstens muß wegen der
Aktivierung von Artikel 50 des Lissaboner Vertrags durch die britische
Regierung im vergangenen Jahr das Withdrawal Agreement bis Ende 2018
stehen, damit das Vereinigte Königreich die EU wie geplant am 29. März
2019 auf geordnete Weise verlassen kann. In diesem Abkommen werden
lediglich die Modalitäten des Austritts aus der EU behandelt, die
Handelsfragen bleiben davon unberührt.

Im Withdrawal Bill werden die Begleichung der finanziellen
Restverpflichtungen Londons gegenüber dem EU-Haushalt und verschiedene
andere politische Fragen wie zum Beispiel der Umstand geregelt, daß
künftig keine britischen EU-Abgeordneten in das Parlament nach
Strasbourg entsandt werden. Zu achtzig Prozent sind die Fragen dieses
"Scheidungsvertrags" beantwortet. Es bleiben nur noch zwanzig Prozent
- Themen, wie künftig die Rechte von EU-Bürgern im Vereinigten
Königreich bzw. umgekehrt von britischen Bürgern, wenn sie in der EU
arbeiten, studieren et cetera, zu gestalten sind. Ein schwerer
Brocken, der auch noch der Erledigung bedarf, ist das geplante
Protokoll zur künftigen Handhabung der Grenze zwischen dem
EU-Mitgliedsstaat Republik Irland und dem weiterhin zum Vereinigten
Königreich gehörenden Nordirland. Herr Barnier hat also recht, wenn er
sagt, dieser Teil der Arbeit sei zu vier Fünfteln fertig.

Was aber noch völlig offen ist, sind die künftigen Beziehungen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU einschließlich der
unzähligen Handelsfragen. Erst am vergangenen Wochenende hat
Premierministerin May beim Treffen auf ihrem Landsitz Chequers die
britische Regierung auf eine einheitliche Position in Sachen Brexit
gebracht. Demnach strebt London eine Zollpartnerschaft mit der EU an,
die einer Zollunion fast gleichkommt, jedoch aus politischen Gründen
diesen Namen nicht tragen darf. Aus Sicht von Herrn Barnier sind also
die technisch-institutionellen Fragen des Austritts weitgehend
beantwortet. Der kann im März erfolgen, während sich beide Seiten auf
eine mindestens einjährige Übergangsphase geeinigt haben, um sich den
schwierigen Handels- und Zollfragen zu widmen. Dabei eine Lösung zu
finden wird nicht einfach sein, denn London will zusammen mit der EU
einen einheitlichen Markt für Waren, nicht aber für Dienstleistungen
bilden. Zudem wollen die Briten den Personenverkehr strenger
kontrollieren, um unerwünschte Einwanderung zu verhindern. Das läßt
sich aber mit dem EU-Prinzip der Reise- und Niederlassungsfreiheit
nicht in Einklang bringen.

Also ist das Withdrawal Agreement zu 80 Prozent fertig, während wir
bei all den Handels- und Zollfragen gerade erst am Anfang stehen. Für
die Republik Irland ist vor allem wichtig, daß Dublin beim Abschluß
bzw. bei der Unterzeichnung des Withdrawal Agreements im November oder
Dezember dieses Jahres eine formelle Garantie erhält, daß es
unabhängig vom späteren Ausgang der Handelsgespräche keine feste
Grenze auf der Insel geben wird. Auf diesen sogenannten "backstop",
auf den man sich mit Irland beim EU-Gipfel im Dezember vergangenen
Jahres informell geeinigt hat, müssen wir beharren.

SB: In der irischen Öffentlichkeit scheint die Meinung vorzuherrschen,
daß die derzeitige national-konservative Fine-Gael-Regierung unter
Premierminister Leo Varadkar und Simon Kenny das Brexit-Schlamassel
bislang ganz gut bewältigt hat. Vor kurzem haben Sie aber in einem
Artikel für thejournal.ie die beiden kritisiert. Können Sie uns bitte
erklären, wo und wie Ihrer Meinung nach Dublin mehr aus den bisherigen
Brexit-Verhandlungen hätte herausholen müssen?

DC: Zunächst einmal muß festgehalten werden, daß unter den politischen
Parteien Irlands im Norden wie im Süden weitgehend Einigkeit darüber
herrscht, daß der Brexit Irland nur schaden kann. Bis auf die
pro-britische protestantischen Democratic Unionist Party (DUP) und
ihre Vertreter im Norden fordern alle irischen Politiker, daß die
Beschlüsse des Karfreitagsabkommens 1998 geschützt und weiterhin
eingehalten werden sollen. Sie sind sich einig, daß der Schaden für
die gesamte Insel am geringsten gehalten werden kann, wenn Nordirland
im Binnenmarkt sowie in der Zollunion bleibt, und erwarten, daß die
Rechte irischer Bürger im Norden als EU-Bürger weiterhin in vollem
Umfang gewährt werden. Die Position, welche die Dubliner Regierung bei
den Brexit-Verhandlungen bisher bezogen hat, wird von allen Parteien
mit Ausnahme der DUP unterstützt, weil sie die Interessen Irlands als
ganzes verkörpert. Bei Spitzentreffen in den europäischen Hauptstädten
wissen die Gesprächspartner, daß die Minister und Diplomaten Dublins
nicht allein die Position der Fine-Gael-Regierung oder der Republik,
sondern ganz Irlands vertreten.

Die Hauptkritik Sinn Féins an die Adresse der irischen Regierung bei
den Brexit-Verhandlungen ist lediglich, daß sie die Vereinbarung vom
Dezember, den sogenannten "backstop", gegenüber der eigenen
Bevölkerung als unter Dach und Fach dargestelt hat, obwohl das noch
lange nicht der Fall ist. Premierminister Varadkar hat eine politische
Vereinbarung mit Brüssel gegenüber seiner eigenen Bevölkerung als
"felsenfeste Garantie" bezeichnet, obgleich der rechtsverbindliche
Inhalt diese Zusicherung noch ausformuliert werden muß und
gewissermaßen Gegenstand der laufenden Verhandlungen ist. Wir von Sinn
Féin haben die Regierung damals gewarnt, daß die "Versicherungspolice"
noch festgezurrt und weiter ausgestaltet werden müsse. Statt dessen
hat man sich in Dublin auf das damalige Versprechen der May-Regierung
verlassen, das einzulösen angesichts der Querelen in London von Tag zu
Tag unwahrscheinlicher erscheint.

Wir hätten erwartet, daß die Gespräche über die irischen Themen -
keine Wiedereinführung von Grenzkontrollen, die strikte Einhaltung des
Karfreitagsabkommens und der Schutz der EU-Bürgerrechte irischer
Staatsbürger in Nordirland - abgeschlossen sein würden, bevor mit den
Verhandlungen über die künftigen Handelsbeziehungen begonnen wird.
Statt dessen läuft uns allmählich die Zeit davon, der März 2019 rückt
immer näher, und über die Kerninteressen Irlands herrscht in London
bzw. zwischen London und Brüssel weiterhin Uneinigkeit.
Premierminister Varadkar, Außenminister Coveney und sogar
EU-Chefunterhändler Barnier haben dem irischen Parlament zugesichert,
daß die Irland-Aspekte des Brexit spätestens bis zum EU-Gipfel Ende
Juni vom Tisch sein würden. Die Zusage hat sich als Fata Morgana
erwiesen. Die Irland-Fragen liegen immer noch auf dem Tisch.

Als Oppositionspartei besteht unsere Aufgabe unter anderem darin, die
Regierung an ihren eigenen Aussagen und Ansprüchen zu messen und sie
zu kritisieren, wenn sich dort Lücken oder Widersprüche auftun - wie
es hier der Fall ist. Stellten wir die Regierung, hätten wir dafür
gesorgt, daß die Zusicherungen, die Dublin in diesem Zusammenhang
gegeben wurden, eingehalten werden. Meines Erachtens hat die irische
Regierung der Administration in London zuviel Vertrauen geschenkt.
Eine strengere, weniger nachsichtige Vorgehensweise wäre besser
gewesen. Der EU-Gipfel von Juni ist von der Flüchtlingsfrage und dem
Streit zwischen Angela Merkels CDU und Horst Seehofers CSU in
Deutschland dominiert worden. Die irische Regierung hat dadurch die
Garantien nicht festgezurrt bekommen, wie sie es gehofft hatte.
Inzwischen gehen wir auf den Herbst zu, und die Irland-Fragen sind
nach wie vor in der Schwebe, was unbefriedigend und zugleich
besorgniserregend ist.
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SB: Ein wichtiger Aspekt der Brexit-Strategie Dublins ist die
Entscheidung von Varadkar und Coveney, im Namen der Nationalisten bzw.
der überkonfessionellen Mehrheit in Nordirland, die dort bei der
Volksbefragung im Juni 2016 gegen den Brexit votiert hat, zu sprechen.
Der Auftritt Dubliner Regierungspolitiker als Vertreter der Menschen
in Nordirland bricht radikal mit der bisherigen Tradition der
Nicht-Einmischung und hat entsprechend heftige Reaktionen seitens der
pro-britischen Unionisten ausgelöst. In welchem Ausmaß unterstützt die
brexit-bedingte Wiederentdeckung der "nationalen Frage" durch das
politische Establishment in der Republik, das sich seit 1922
eigentlich ganz gut mit der Trennung der Insel abgefunden hatte, die
Bemühungen Sinn Féins um die Wiedervereinigung Irlands? Nutzen die
etablierten Parteien im Dubliner Parlament die Brexit-Problematik
lediglich aus, um den Vormarsch Sinn Féins in der Republik
auszubremsen?

DC: Zunächst möchte ich klarstellen, daß Sinn Féin die Thematik einer
Umfrage über die irische Wiedervereinigung nicht mit der
Brexit-Problematik vermischt hat. Der Brexit ist kein irisches Thema,
sondern von Anfang an eine Angelegenheit der britischen, besser gesagt
der englischen Politik gewesen, die sich durch den Ausgang des
Referendums Irland aufgedrängt hat. Die Menschen in Nordirland haben
aus pragmatischen, mehrheitlich vernünftigen Gründen ähnlich wie die
Menschen in Schottland für den Verbleib in der EU votiert. Bei Sinn
Féin haben wir schon länger Probleme mit der EU in ihrer bisherigen
Form. Uns ist sie zu wenig sozial und nicht demokratisch genug.
Ungeachtet dessen haben wir in unserer Partei wie viele andere
Menschen erkannt, daß es enorme Probleme und Nachteile mit sich
brächte, wenn Nordirland aus der EU gerissen würde. Bei der großen
Brexit-Debatte im Vereinigten Königreich im Vorfeld der Abstimmung
wurden die möglichen Auswirkungen eines EU-Austritts auf Irland, weder
auf die Beziehungen zwischen Nord und Süd noch auf die Insel als
Ganzes oder die Handelsbeziehungen zwischen der Republik und
Großbritannien, die recht umfangreich sind, von der dortigen Politik
angemessen berücksichtigt. Das Gegenteil ist der Fall. Sie wurden
weitgehend ignoriert.

Da nun der Brexit ansteht, hat Sinn Féin als einzige Partei, die
sowohl in Dublin als auch in Belfast im Parlament vertreten ist, die
Aufgabe, mit dafür zu sorgen, daß Irland aus den Verhandlungen
zwischen London und Brüssel mit dem bestmöglichen Ergebnis
herauskommt. Uns wäre am liebsten, wenn das Vereinigte Königreich im
Binnenmarkt und in der Zollunion bliebe. Doch die Brexit-Befürworter
in der britischen Regierung wollen unbedingt beiden Einrichtungen den
Rücken kehren. Also müssen wir für ein Ergebnis arbeiten, das keine
Nachteile für Irland mit sich bringt. Aus pragmatischen und
demokratischen Gründen treten wir deshalb dafür ein, daß zumindest
Nordirland im Binnenmarkt und in der Zollunion bleibt, um die
Notwendigkeit der Wiedererrichtung einer Grenze auf der Insel mit all
den negativen Auswirkungen auf die Sicherheitslage, die eine solche
Installation mit sich brächte, zu vermeiden.

Nehmen wir den Vorschlag in Augenschein, auf den sich die Regierung
Theresa Mays am vergangenen Wochenende geeinigt hat. Der sieht das
Vereinigte Königreich zwar nicht mehr im Binnenmarkt oder in der
Zollunion, aber doch in einer maßgeschneiderten Zollpartnerschaft mit
der EU. Ordnungspolitisch würde der Warenhandel nach den EU-Regeln
laufen, nicht jedoch das Geschäft mit Dienstleistungen. Wie immer man
es dreht und wendet, es käme zu Differenzen, die Zollkontrollen an der
Grenze erforderlich machten. Das wäre für die Menschen in Irland ganz
klar von Nachteil. Folglich sehen wir von Sinn Féin nicht ein, warum
man das in Irland akzeptieren soll, wo doch die nordirischen Wähler
vor zwei Jahren mehrheitlich gegen den Brexit votiert haben.

In Mays jüngstem Plan ist unklar, wie ein grenzüberschreitender
Rechtsstreit künftig beigelegt werden könnte. Für die fortgesetzte
Umsetzung des Karfreitagsabkommens, das sich auf irisches, britisches
und europäisches Recht stützt, ist das ein Problem. Das Schiedsgericht
für zwischenstaatliche Dispute ist der Europäische Gerichtshof (EuGH)
in Luxemburg, und für Menschenrechtsfragen ist der Europäische
Gerichtshof für Menschenrecht (EGMR) Strasbourg zuständig, wobei
dieser eigentlich gar nichts mit der EU zu tun hat. Beide Gerichte
sind in Fragen der Einhaltung der im Karfreitagsabkommen getroffenen
Vereinbarungen zuständig - jeweils auf verschiedenen Ebenen. Ein
wichtiges Ziel der Brexiteers ist es, die Zuständigkeit des
Europäischen Gerichtshofs abzuschütteln. Sie erwägen sogar, demnächst
auch dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof den Rücken zu kehren.
Ihr Ziel ist es, britische Gerichte wieder zur letzten Instanz zu
machen. Im Dokument von Chequers ist die Rede von einer Zusammenarbeit
zwischen britischen Gerichten und dem Europäischen Gerichtshof bei
Streitfragen. Wie das laufen soll, weiß derzeit niemand. Auf alle
Fälle scheint das Vorhaben ein Angriff auf das Karfreitagsabkommen zu
sein, denn Nordirland wäre nicht mehr dem Europäischen Gerichtshof
unterworfen, so daß sich die Menschen dort nicht mehr an ihn wenden
könnten, um ihre Rechte einzuklagen. Folglich ist Sinn Féin der
Auffassung, daß an der Untermauerung des Karfreitagsabkommens durch
die europäischen Institutionen nicht gerüttelt werden darf. Wir lehnen
deshalb einen harten Brexit und alle negativen Folgen, die daraus für
die Menschen in Irland erwachsen könnten wie Grenzkontrollen auf der
Insel, erschwerte Handelsbedingungen und verminderte Bürgerrechte
kategorisch ab.

Strategisch hat Sinn Féin die Frage der Wiedervereinigung Irlands von
der Brexit-Problematik abgekoppelt. In Sachen Brexit streben wir ein
Ergebnis an - das könnte ein Verbleib des Vereinigten Königreichs in
der Zollunion mit der EU oder notfalls der Status als
Sonderwirtschaftszone für Nordirland sein, der die negativen
Auswirkungen des Brexits für die Menschen in ganz Irland soweit wie
möglich minimiert. Kommt es jedoch zu einem harten Brexit mit
erschwerten Handelsbedingungen, Zollschranken und Personenkontrollen
an den Grenzübergängen, denn halte ich es für angemessen, den Menschen
in Nordirland die Möglichkeit zu geben, darüber abzustimmen, in
welcher Union sie leben wollen: im United Kingdom mit Großbritannien
ohne den rechtlichen Schutz der europäischen Institution oder in einem
United Ireland mit diesem Schutz.

Sinn Féin ist eine republikanische Partei. Unabhängig vom Brexit ist
für uns die Wiedervereinigung Irlands stets das oberste Ziel. Wir
glauben, daß ein vereinigtes Irland natürlich ist und für die Menschen
auf der Insel am meisten Sinn macht - politisch, wirtschaftlich,
gesellschaftlich. Hinzu kommt, daß die demografische Entwicklung in
Richtung Wiedervereinigung läuft. Die protestantische Mehrheit, die in
den sechs nordöstlichen Grafschaften bei der Trennung von der
restlichen Insel 1922 existierte, gibt es praktisch nicht mehr. Das
zeigen die letzten Wahlergebnisse sowie die unterschiedlichen
Geburtenraten. In den nächsten paar Jahren ist mit einer katholischen
Mehrheit zu rechnen, die dann über kurz oder lang ihr Recht nach dem
Karfreitagsabkommen auf Wiedervereinigung mit der Republik
beanspruchen wird. Der einst von James Craig propagierte
"protestantische Staat für ein protestantisches Volk" gehört
inzwischen der Vergangenheit an. Politisch betreten wir unbekanntes
Terrain mit allen Unwägbarkeiten, die das mit sich bringt. Daher die
neu aufgeflammte öffentliche Debatte um die irische Wiedervereinigung,
die der Brexit zusätzlich befeuert hat.

Ob wir die Entdeckung unseres Kernthemas durch die anderen politischen
Parteien in der Republik bedauern oder uns dadurch gefährdet sehen?
Keinesfalls. Je mehr Menschen, gesellschaftliche Gruppen und
politische Parteien über die Wiedervereinigung debattieren, um so
besser. Wenn führende Vertreter von Fine Gael und Fianna Fáil von
einem wiedervereinigten Irland, in welcher Form auch immer, sprechen,
ist das Musik in unseren Ohren. Das Ende der Teilung Irlands ist ein
legitimes politisches Ziel, und die Zeit für eine große öffentliche
Debatte über den besten Weg zu seiner Verwirklichung ist endlich
gekommen. Wir von Sinn Féin begrüßen diese Entwicklung. Wir sind der
Meinung, daß den Unionisten ein gleichberechtigter Platz in einem
vereinigten Irland zusteht. Sie dürfen nicht wie Bürger zweiter Klasse
behandelt werden, wie es jahrzehntelang bei Katholiken in Nordirland
der Fall gewesen ist.

SB: Dank des Brexits ist die Debatte um die Wiedervereinigung Irlands
voll ausgebrochen - siehe der Einigungsplan von Fianna Fáil oder die
jüngste aufsehenerregende Rede des früheren nordirischen
Premierministers und einstigen DUP-Chef Peter Robinson an der Queen's
University von Belfast. Es herrscht Einigkeit darüber, daß sowohl auf
dem Weg zur Wiedervereinigung als auch im Endstadium Zugeständnisse an
die rund eine Million zählenden pro-britischen Protestanten in
Nordirland gemacht werden müssen. Man fragt sich jedoch, wo diese
Zugeständnisse anfangen und wo sie enden. Reicht es bei einer
künftigen Volksbefragung im Norden, wenn 50 Prozent der abgegebenen
Stimmen plus eine für die Wiedervereinigung votieren, oder soll man
auf 60 Prozent plus beharren, um das Einverständnis eines Gutteils der
protestantischen Bevölkerung mit den neuen Verhältnissen zu
garantieren? Reicht künftig die Beibehaltung der Provinzregierung und
des Provinzparlaments in Belfast, oder sollte man vielleicht eine
föderale Struktur mit den vier historischen Provinzen Ulster, Munster,
Leinster und Connacht als Bundesländer ähnlich dem Plan der IRA "Éire
Nua" aus den siebziger Jahren errichten? Diese Variante wäre
vielleicht eine Antwort auf das überproportionale Wachstum Dublins auf
Kosten der anderen Städte sowie auf das Problem der infrastrukturellen
Unterentwicklung im ländlichen Raum. Was meinen Sie?

DC: Wie das wiedervereinigte bzw. neue Irland aussehen soll, darüber
hat das irische Volk zu entscheiden und nicht Sinn Féin oder die
politischen Parteien. Das Schöne an der Debatte über die
Wiedervereinigung ist, daß sich die Menschen auf der Insel darüber
austauschen können, was für eine Republik, was für eine Gesellschaft
sie haben wollen. Persönlich bin ich der Meinung, daß in einem
wiedervereinigten Irland die jeweils besten Aspekte des Nordens und
Südens Eingang finden sollen. Die Teilung Irlands hat, wie einst vom
Sozialisten und Freiheitshelden James Connolly prognostiziert, auf
beiden Seiten der Grenze die konservativen Kräfte gestärkt. Ich würde
hoffen, daß sich durch die Wiedervereinigung die progressiven Kräfte
auf der ganzen Insel durchsetzen und eine neue, sozial ausgewogenere
Gesellschaft errichten.

Was die Frage der 50 Prozent plus eine Stimme oder allgemein der
erforderlichen Mehrheit bei einer Volksabstimmung betrifft, um die
Teilung aufzuheben, ist der Text des Karfreitagsabkommens
unmißverständlich und steht nicht zur Debatte. In dem Dokument heißt
es, daß gleichzeitig auf beiden Seiten der Grenze Volksbefragungen
über die Wiedervereinigung stattfinden müsen und daß bei beiden eine
einfache Mehrheit ausreicht, um die Wiedervereinigung Irlands und die
Loslösung des Nordens vom Vereinigten Königreich in Gang zu setzen.
Man darf nicht vergessen, daß die Regierung in Dublin und die
Nationalisten im Norden 1998 ein ganz großes Zugeständnis an die
Unionisten in Nordirland gemacht haben, als sie akzeptierten, daß in
der Einigungsfrage zwei Abstimmungen und nicht eine für die ganze
Insel durchgeführt werden sollten. Jetzt, wo die Möglichkeit einer
Wiedervereinigung besteht, argumentieren manche Kommentatoren und
Politiker, die Teilung dürfe erst aufgehoben werden, wenn eine
Mehrheit der Protestanten bzw. Unionisten im Norden dafür votiert. Das
ist ein unzulässiger Versuch, aufgrund der veränderten Bedingungen und
der demographischen Entwicklung die Regeln zu verschieben und als
solcher für Sinn Féin vollkommen inakzeptabel. Ich glaube auch nicht,
daß sich eine derartige Revidierung des Karfreitagsabkommens
durchsetzen wird. Schließlich wäre das undemokratisch. Einfach gesagt,
sobald eine Mehrheit der Menschen in Nordirland die Wiedervereinigung
mit der Republik wünscht - im Süden stellt praktisch niemand den
Wunsch nach einem Ende der Teilung in Frage -, dann soll das
geschehen. Sollte bei der Abstimmung im Norden eine Mehrheit gegen die
Wiedervereinigung und für den Verbleib im Vereinigten Königreich
votieren, dann wird Sinn Féin als demokratische Partei das Ergebnis
selbstverständlich akzeptieren.

Bei allen Diskussionen darüber, wie ein wiedervereinigtes Irland
aussehen soll, muß der Respekt für die Kultur der protestantischen
Unionisten wie zum Beispiel die Rolle des Oranierordens mit seiner
Marschsaison in jedem Sommer ganz groß geschrieben werden. Die
Unionisten müssen sich in einem neuen Irland akzeptiert und
respektiert fühlen. In diesem Zusammenhang erinnere ich mich an die
berühmten Worte des hungerstreikenden Bobby Sands, wonach "unsere
Rache das Gelächter unserer Kinder" sein werde. Gemeint war ein Ende
des Bürgerkrieges in Nordirland, der nicht einfach den Sieg des
irischen Nationalismus bei gleichzeitiger Kapitulation der Unionisten
beinhalten sollte. Vielmehr bekannte sich Sands mit diesen Worten zu
einem Irland, das verspricht, wie es in der Unabhängigkeitserklärung
von 1916 heißt, "alle Kinder der Nation auf gleiche Weise zu
umsorgen". Die Unionisten sollen also gleichberechtigte Partner bei
der Verwirklichung eines neuen Irlands sein, dort in Freiheit ihre
Religion praktizieren und ihre Kultur und ihre Bräuche zelebrieren
können. Sinn Féin tritt dafür ein, daß in einem vereinigten Irland die
Identität und der Rechte aller Menschen, die sich als Briten sehen,
respektiert und garantiert werden. Ich denke, daß das die Art von
Irland ist, die praktisch alle Menschen auf der Insel haben wollen.
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SB: Eine Voraussetzung für Fortschritte in der Frage der
Wiedervereinigung wäre es, die politischen Institutionen in
Nordirland, die sich seit Anfang 2017 im Dornröschenschlaf befinden,
wieder in Gang zu bekommen. In den letzten Wochen hat es Anzeichen
einer Annäherung bzw. einer Entspannung zwischen den zerstrittenen
Ex-Koalitionären Sinn Féin und DUP gegeben. Als
Sinn-Féin-Parteipräsidentin Mary Lou McDonald in Derry gewesen ist,
hat sie die von Unionisten bevorzugte Bezeichnung Londonderry in den
Mund genommen, während vor zwei Wochen Arlene Foster als erste
DUP-Chefin überhaupt ein gälisches Fußballspiel besucht hat und beim
Abspielen der irischen Nationalhymne aufgestanden ist. Als
Sinn-Féin-Abgeordneter in Dublin sind Sie relativ nahe am Geschehen
dran. Daher die Frage: Wie sehen die Chancen einer Wiederauflage der
interkonfessionellen Administration in Belfast aus und was muß
geschehen, damit der politische Stillstand dort beendet wird?

DC: Es bleibt bei dem, was der frühere Vizepremierminister
Nordirlands, Sinn Féins Martin McGuinness, im Januar 2017 nach zehn
Jahren Koalition an der Seite zuerst der Ulster Unionist Party wie
auch später der DUP erklärt hat, als er die Zusammenarbeit aufkündigte
und die Regierung stürzte: Es darf und wird keine Rückkehr zum Status
quo geben. Was wir in Nordirland brauchen ist eine echte
Koalitionspartnerschaft, deren Basis die Gleichberechtigung und der
gegenseitige Respekt sind. Das hat bisher gefehlt. Sinn Féin ist eine
Koalition mit den Unionisten eingegangen und hat mehr als zehn Jahre
lang jedes Versprechen eingelöst, das wir im Rahmen des
Karfreitagsabkommens, des Saint Andrews Agreement, des Stormont House
Agreement und des Fresh Start Agreement gegeben haben. Es gibt keine
Zusicherung, die von uns nicht erfüllt worden wäre. Bestes Beispiel
dafür ist die Zusammenarbeit mit dem reformierten Police Service of
Northern Ireland (PSNI). Wir haben dem ehemaligen Feind stets die Hand
der Freundschaft gereicht. Das gleiche kann man jedoch nicht von den
Unionisten sagen. Sie mußten zur Bildung einer Koalition mit Sinn Féin
praktisch gezwungen werden. Bis heute werden wir von ihnen als
ehemalige "Terroristen" behandelt. Die Unionisten haben sich im Laufe
der Jahre unter anderem zu einer juristischen Aufarbeitung der
"Troubles", zur Gleichberechtigung der gälischen Sprache sowie zur
Einführung einer Menschenrechtscharta verpflichtet und wehren sich
dennoch bis heute gegen die Umsetzung aller drei Vorhaben mit Händen
und Füßen. Das sind Themen, die für Nationalisten wichtig sind, doch
sie werden von unionistischer Seite vollkommen mißachtet.

Wie McGuinness kurz vor seinem Tod im Frühjahr 2017 mit Bedauern
festgehalten hat, ist eine Koalition, in der nur die eine Seite ihren
Verpflichtungen nachkommt, auf Dauer nicht tragbar. Folglich sind Sinn
Féin und die DUP Anfang dieses Jahres in Verhandlungen über eine
Neuauflage der nordirischen Koalitionsregierung auf der Basis
gegenseitigen Respekts eingetreten. Im Februar kam es zum Entwurf, wie
die künftige Zusammenarbeit aussehen und wie die bereits erwähnten
Themen - gälische Sprache, Aufarbeitung der "Troubles" sowie
Menschenrechte, darunter Ehe für alle und Abtreibung - gemeinsam
angegangen werden könnten. Die Unterhändler, darunter DUP-Chefin
Arlene Foster, hatten sich auf einen für beide Seiten gangbaren Weg
geeinigt. Obwohl das Papier die Zustimmung Dublins und Londons sowie
Sinn Féins hatte, hat die DUP in der allerletzten Sekunde den Rückzug
angetreten und sich geweigert, im Beisein von Leo Varadkar und Theresa
May ihre Unterschrift unter das Dokument zu setzen.

Der Grund für die dramatische Entscheidung der DUP ist die Spannung
oder vielleicht besser gesagt Spaltung zwischen ihren Abgeordneten im
nordirischen Parlament in Belfast und der zehnköpfigen Fraktion der
Partei im britischen Unterhaus. Die DUP 10 um Nigel Dodds spielen sich
als Hardliner gegenüber den Mitgliedern im Regionalparlament um
Parteichefin Foster auf und geben den Ton an. Seit May letztes Jahr
bei vorgezogenen Wahlen die konservative Mehrheit im Unterhaus
verspielt hat und ihre Regierung deshalb auf die Unterstützung der DUP
angewiesen ist, ist der Einfluß von Dodds und Konsorten beiderseits
der Irischen See enorm gewachsen und ihnen offenbar zu Kopf gestiegen.

Die DUP-Unterhausfraktion, deren Mitglieder sich unter der Woche in
London aufhalten, war an den Verhandlungen mit Sinn Féin nicht
beteiligt. Als ihr jedoch das Ergebnis vorgelegt wurde, haben sie und
der Oranier-Orden mit der Behauptung die Reißleine gezogen, die DUP
komme Sinn Féin zu weit entgegen, ein solcher Kurs wäre der
unionistischen Basis nicht zu vermitteln. Der Vorgang erinnert stark
an den teuflischen Dauerstreit zum Thema Brexit bei der konservativen
Partei. Auch dort treiben die Hardliner, die selbst zu keinem
Kompromiß bereit sind, jedoch völliges Entgegenkommen von der EU
erwarten, Premierministerin May vor sich her und machen deren
Bemühungen um einen Ausweg aus der Krise zum Ding der Unmöglichkeit.
Vor diesem Hintergrund gibt es nur eine Option. Wenn Arlene Foster
wieder Erste Ministerin Nordirlands werden will, muß sie
Führungsstärke beweisen und die Hardliner in der eigenen Partei in
ihre Schranken weisen. Ich sehe keinen anderen Ausweg aus der
politischen Sackgasse, in der sich Nordirlands Parteien seit
eineinhalb Jahren befinden. Wir können nur hoffen, daß von der
British-Irish Intergovernmental Conference (BIIG), die zuletzt 2007
getagt hat und Ende Juli wieder stattfindet, Signale der Ermutigung an
die Adresse Arlene Fosters ausgehen werden.

SB: Angesichts des scheinbar niemals endenden Streits um die
Aufarbeitung der "Troubles" hat vor kurzem Barry McGrory, der einstige
Generalstaatsanwalt Nordirlands und frühere Rechtsbeistand des
Sinn-Féin-Präsidenten Gerry Adams, Zweifel an der Eignung des
juristischen Wegs zur Bewältigung der ungeklärten Mordfälle aus der
Bürgerkriegsära geäußert, während sich der amtierende britische
Verteidigungsminister Gavin Williamson für eine Generalamnestie für
Soldaten, Polizisten, IRA-Freiwillige und loyalistische Milizionäre
gleichermaßen ausgesprochen hat. Wäre nicht vielleicht eine
Wahrheits- und Versöhnungskommission, wie man sie in Südafrika nach
dem Ende des Apartheid-Systems eingerichtet hat, der geeignete Weg, um
die Hinterlassenschaften des nordirischen Bürgerkriegs aufzuarbeiten,
ohne dabei die alten Wunden wieder aufzureißen?

DC: Im Verlauf der Verhandlungen von mehreren Abkommen haben sich
Dublin, London und die nordirischen Parteien auf einen
Wahrheitsfindungsprozeß geeinigt. Für Sinn Féin ist am wichtigsten,
daß dieser Prozeß, wie immer er gestaltet wird, die Zustimmung der
Verletzten und Traumatisierten der Troubles sowie der Hinterbliebenen
der Getöteten genießt. Sie sind die Hauptleidtragenden und ihr
Wohlergehen, ihre Suche nach Antworten für das, was ihnen geschehen
ist, muß oberste Priorität haben. Wir von Sinn Féin sind dafür, daß
der vereinbarte Prozeß endlich in Gang kommt. Zur Aufarbeitung gehört
das Ziel, den Betroffenen der früheren Gewalttaten Heilung zukommen zu
lassen. Zu diesem Zweck sieht der Prozeß vor, daß sich die am Konflikt
aktiv beteiligten Personen und Organisationen ohne Ausnahme zu ihren
früheren Aktionen bekennen und Aufklärung leisten.

Es sind damals von allen Seiten Verbrechen begangen worden. Ich
glaube, das müssen alle einsehen und nicht mehr so tun, als seien es
allein "die anderen" gewesen, die Leid über die Gesellschaft gebracht
haben. Als Republikaner müssen wir die Größe aufbringen zuzugeben, daß
damals viele Dinge im Namen der republikanischen Sache geschahen, die
falsch waren und die niemals hätten geschehen dürfen. Das gleiche muß
auch für protestantische Paramilitärs sowie unionistische Politiker,
die Spannungen angeheizt haben, und Vertreter des britischen Staats
gelten, die viel zu lange eine militärische "Lösung" suchten. Alle
müssen sich zu ihrer Verantwortung bekennen. Statt das Rad neu zu
erfinden und eine Wahrheitskommission à la Südafrika ins Leben zu
rufen, sollten wir den beschlossenen Weg beschreiten und sehen, wie
weit wir damit kommen. Ich gehe davon aus, daß es einige Menschen
geben wird, deren Leid niemals gelindert oder deren erlittenes Unrecht
niemals aufgewogen werden kann. Doch als Politiker müssen wir unser
Bestes tun, um soviel Linderung wie möglich zu verschaffen.
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SB: Die Unterstützung, die Dublin im Brexit-Streit mit London von
Brüssel erhalten hat, hat denjenigen Kräften in Irland Auftrieb
verliehen, die eine engere Bindung ihres Staats an die europäischen
Sicherheitsstrukturen befürworten. Mit minimaler Debatte hat vor
wenigen Wochen das Parlament in Dublin die Teilnahme der irischen
Streitkräfte an der Permanent Structured Cooperation (PESCO)
beschlossen, die als "militärisches Schengen" gedacht ist und damit
offenbar als Samen einer späteren EU-Armee dienen soll. Während Leute
wie der EU-Abgeordnete Brian Hayes von Fine Gael aktiv an der
"Umdefinierung" der irischen Neutralität basteln, preschen seit Ende
Juni Deutschland, Frankreich und sieben weitere EU-Staaten mit der
European Intervention Initiative (EI2) vor. Wie gefährlich schätzt
Sinn Féin die von der EU ausgehende Bedrohung für Irlands Neutralität
ein und was gedenkt sie dagegen zu unternehmen?

DC: Seit ihrer Gründung bekennt sich die Republik Irland aufgrund der
eigenen Geschichte als Kolonie einer fremden Macht zur militärischen
Neutralität. Diese Tradition stößt auf breite Zustimmung bei der
irischen Bevölkerung und ist inzwischen in deren Identität tief
verwurzelt. Die Iren sind stolz auf die wiederholte Teilnahme ihrer
Streitkräfte an den verschiedenen Friedensmissionen der Vereinten
Nationen - sei es im Kongo oder im Libanon gewesen. Uns bei Sinn Féin
erfüllt die Militärisierung der EU und die Schaffung entsprechender
Strukturen auf der zwischenstaatlichen Ebene mit großer Sorge. Wir
lehnen die Idee eines militärisierten Superstaats EU und alle
Bestrebungen in diese Richtung strikt ab. Wir wollen in der EU mehr
Demokratie und weniger Militarismus sehen. Wir glauben nicht, daß ein
weiterer militärischer Superstaat, angeführt von den ehemaligen
europäischen Großmächten, die richtige Antwort Europas auf die
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts - Stichwort Klimawandel - sein
kann. Die Gelder, die in gigantischem Umfang in die Armeen und die
Rüstungsindustrie Europas gesteckt werden, könnte man an anderer
Stelle - Umwelt, Bildung, Gesundheit - viel sinnvoller investieren.

Vor dem Hintergrund einer schweren Wohnungsnot, überfüllter
Krankenhäuser sowie eines großen Billiglohnsektors in Irland ist die
Idee, Dublin sollte seinen Wehretat drastisch erhöhen und sich an
Militärabenteuern der Briten, Deutschen und Franzosen in Übersee
beteiligen, mehr als abwegig. Sich den neuen Militärstrukturen der EU
und damit letztlich der NATO anzunähern stellt eine klare Bedrohung
der Neutralität Irlands dar. Der Prozeß der europäischen Integration
ist daher etwas, dem Sinn Féin kritisch gegenübersteht, denn
ungeachtet aller gegenteiligen Behauptungen läuft er auf die
Vereinigten Staaten von Europa mit einer eigenen Armee hinaus. Die USA
haben sich jedoch mit dem Militarismus völlig übernommen. Deshalb
stecken sie aktuell schwer in der politischen und wirtschaftlichen
Krise. Folglich wäre es töricht von der EU, wenn sie nicht aus den
Fehlern der USA lernte und einfach deren Fehler wiederholte. Wir
brauchen eine EU, die weniger militärisch, weniger bürokratisch,
weniger zentralistisch ist. Wir brauchen eine EU, die weltweit
Standards in den Bereichen Lebensmittel, Umwelt, Arbeitsschutz,
soziale Absicherung et cetera setzt und mit gutem Beispiel vorangeht,
statt sich in Hahnenkämpfen mit den USA, Rußland, China und wem auch
immer zu verausgaben.

Eine militarisierte EU, die ihren Bürgern Austerität aufzwingt, wird
deren Unterstützung nicht erhalten. Die Menschen in Europa wollen eine
EU der Nationen, in der soziale Gerechtigkeit, Reisefreiheit und
Solidarität herrschen. Sie haben nichts gegen Binnenmarkt und
Handelserleichterungen, weil sie sinnvoll sind. Doch sie lehnen im
zunehmenden Maße die Verlagerung von Macht von den einzelnen
Mitgliedsstaaten an die Brüsseler Institution und die Vorherrschaft
der großen Mitgliedsländer wie Frankreich, aber vor allem Deutschland
ab. Statt eine stärkere Integration in der EU brauchen wir mehr
Demokratie, mehr Entscheidungsfindung auf der nationalen, regionalen
und kommunalen Ebene sowie mehr soziale Gerechtigkeit. Nur so ist das
europäische Projekt langfristig zu verwirklichen.

SB: Unter ihrer neuen Vorsitzenden Mary Lou McDonald hat Sinn Féin
keinen Hehl aus ihrem Wunsch gemacht, sich nach der nächsten
Parlamentswahl in der Republik Irland, die bald erwartet wird, an der
Regierungsbildung zu beteiligen - scheinbar eventuell als
Juniorpartner zusammen mit Fine Gael. Könnte Sinn Féin in einer
solchen Konstellation dafür sorgen, daß erstens ihre keynesianische
Sozial- und Wirtschaftspolitik umgesetzt wird und sie zweitens nicht
zum Schmutzfänger für einen rechtsgerichteten, neoliberalen
Seniorpartner, sei es Fine Gael oder Fianna Fáil, gerät? Schließlich
ist jede Partei, die in den letzten Legislaturperioden in Irland als
Juniorpartner in eine Regierungskoalition eingetreten ist - die
Progressive Democrats, die Grünen und die Sozialdemokraten - bei der
darauffolgenden Wahl von den Bürgern schwer abgestraft worden und in
die absolute Bedeutungslosigkeit abgestürzt.

DC: Wäre das, was Sie gerade beschrieben haben, unsere Strategie, dann
hätte Sinn Féin es nicht besser verdient, würde sie nach vier oder
fünf Jahren als Juniorpartner einer Regierungskoalition bei der
übernächsten Parlamentswahl auf dem Müllhaufen der Geschichte landen.
Doch es ist nicht unsere Absicht, für Fine Gael oder Fianna Fáil den
Schmutzfänger zu spielen, nur damit sich verdiente Mitglieder der
Parteiführung von Sinn Féin einige Jahre lang mit dem einen oder
anderen Ministeramt schmücken dürfen. Ich denke, daß das, was Mary Lou
McDonald zum Thema der Regierungsbildung nach den nächsten
Parlamentswahlen gesagt hat, etwas vielschichtiger als die verkürzte
Schilderung in Ihrer Frage ist. Sinn Féin will in Dublin
Regierungsgewalt ausüben. Wir geben uns nicht damit zufrieden, immer
nur als oppositionelle Abgeordnete die Versäumnisse der amtierenden
Minister - sei es in der Frage des sozialen Wohnungsbaus oder der
fehlenden Krankenhausbetten - beklagen und anprangern zu müssen. Wir
wollen selbst Verantwortung übernehmen und die Probleme, unter denen
Irland leidet, anpacken und hoffentlich bessere Arbeit machen als
unsere Vorgänger. Um dies machen zu können, müssen wir in die
Regierung. Doch nicht nur das. Wir wollen als größte Partei die
Regierung führen.

Seit der Gründung dieses Staates 1922 waren es immer Fine Gael oder
Fianna Fáil, die entweder allein oder als Seniorpartner in einer
Koalition die Regierung in Dublin gestellt haben. Die Monopolisierung
der Regierungsmacht durch diese beiden Parteien wollen wir ein für
allemal beenden. Dafür müssen wir die Anzahl unserer Abgeordneten im
irischen Unterhaus, dem Dáil, von derzeit 23 drastisch erhöhen. Wir
müßten sie in etwa verdoppeln, um als Seniorpartner eine
Regierungskoalition mit den kleinen linken Parteien sowie den
zahlreichen unabhängigen Abgeordneten bilden zu können. Persönlich
halte ich das für möglich. Das ist unsere Strategie, und bei der
nächsten Wahl werden mit einem entsprechend linken Programm so viele
Menschen wie möglich dafür zu gewinnen versuchen. Weder in der
Sinn-Féin-Führung noch an der Parteibasis gibt es irgend jemanden, der
meint, wir sollten uns nach der nächsten Wahl Fianna Fáil oder Fine
Gael als Juniorpartner zur Verfügung stellen. Das will bei Sinn Féin
niemand.

SB: Aber nach der Wahl könnte sich eine solche Konstellation
rechnerisch aufdrängen.

DC: Das ist wohl wahr. In der Politik, wo es stets um das Mögliche
geht, sollte man es tunlichst vermeiden, "niemals" zu sagen und
absolutistische Positionen zu beziehen, die den eigenen
Handlungspielraum einschränken. Folglich werden wir mit einem
attraktiven, sozial ausgewogenen Programm in die Wahl gehen und
versuchen, die Zahl unserer Abgeordnetensitze im Dáil ordentlich zu
erhöhen. Sollte das gelingen, werden wir selbstverständlich mit den
anderen Parteien reden und Möglichkeiten ausloten, wie wir am
effektivsten die Elemente unseren Wahlprogramms verwirklichen können.
Wenn wir selbst nicht den Seniorpartner in einer Koalition stellen
können, so werden wir vielleicht mit anderen progressiven Gruppen und
Personen einen Block bilden, um als gleichwertiger Partner eine
Regierung mit Fine Gael oder Fianna Fáil bilden zu können.

Persönlich glaube ich nicht an ein Szenario, in dem Sinn Féin einfach
als Juniorpartner einer der beiden Parteien zu einer parlamentarischen
Mehrheit verhilft. Weder Fianna Fáil noch Fine Gael eignen sich als
Partner bei der Schaffung der Art von Irland, die Sinn Féin
vorschwebt. Kommt es zu Vorgesprächen über die Regierungsbildung,
werden wir die Vertreter von Fine Gael und Fianna Fáil darauf
abklopfen, ob sie wirklich bereit sind, ein sozial gerechteres Irland
ohne zum Beispiel Obdachlosigkeit und Krankenhausmisere zu schaffen.
Können wir mit ihnen ein Regierungsprogramm vereinbaren, das wirklich
progressiv, sozial ausgewogen und solidarisch wäre und das Maßnahmen
zur Verwirklichung eines wiedervereinigten Irlands beinhaltete, dann
würden wir natürlich die Teilnahme an einer Koalition in Erwägung
ziehen.

SB: Recht vielen Dank, David Cullinane, für dieses Interview.
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GLEICHHEIT/6690: "Seebrücke" in Frankfurt - "Stoppt das Sterben"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Seebrücke" in Frankfurt: "Stoppt das Sterben"

Von Marianne Arens

21. Juli 2018



Immer mehr Menschen sind bereit, gegen die Asylpolitik der Regierungen auf
die Straße zu gehen. Das zeigte am Donnerstagabend eine Kundgebung und
Mahnwache von mehreren Hundert Menschen auf dem Frankfurter Römerberg.

Am Vorabend, am 18. Juli, hatte das CDU/CSU-SPD-Kabinett von Kanzlerin
Angela Merkel in Berlin beschlossen, jetzt auch Tunesien, Marokko und
Algerien, sowie auch Georgien, in die Liste der angeblich "sicheren
Herkunftsländer" aufzunehmen. Dies, obwohl erst wenige Tage zuvor bekannt
geworden war, dass Algerien [1] tausende Flüchtlinge in die Sahara
getrieben hatte, wobei viele Menschen an Durst und Hitze starben. Offenbar
beeilt sich die Bundesregierung, ihre Asylpolitik auf AfD-Kurs
auszurichten.

Der Terror gegen die Flüchtlinge hat indessen weltweit schon Millionen
alarmiert. Besonders das Massensterben im Mittelmeer, das die EU durch ihre
jüngsten Beschlüsse [2] vom 29. Juni bewusst in Kauf nimmt, hat viele
schockiert und aufgerüttelt.

"Man lässt die Menschen ertrinken und behindert die NGO-Besatzungen
vorsätzlich daran, Seenotrettung zu leisten", so einer der Teilnehmer, die
sich am Donnerstag vor dem Rathaus der Mainmetropole versammelten. Dort
gedachten etwa 500 Menschen in einer Mahnwache der im Mittelmeer
ertrunkenen Migranten. Teilnehmer hielten lange Listen mit den Namen von
ertrunkenen Migranten hoch Nach den Zahlen derer, die bekannt geworden
sind, ertrinken im Mittelmeer im Schnitt täglich acht Menschen.

Die Aktion war von der Organisation "Seebrücke" im Rahmen ihrer Forderung,
"Stoppt das Sterben - nicht die Retter" initiiert. Mehrere Sprecher,
darunter der Europa-Beauftragte von Pro Asyl, Karl Kopp, sprachen auf der
Kundgebung.

Die angehende Ärztin Maike (24) berichtete den Versammelten von ihren
eigenen Erfahrungen. Noch im Juni war sie als Teil einer NGO-Crew auf das
Mittelmeer hinausgefahren. Die "Seefuchs", mit der sie mitfuhr, gehört der
Organisation Sea-Eye aus Regensburg, die schon an der Rettung von über
14.000 Menschen beteiligt war. Zurzeit darf sie jedoch, wie alle andern
freiwilligen Seenotretter, nicht mehr auslaufen, und so dümpelt die
"Seefuchs" gezwungenermaßen im Hafen von Valletta (Malta).

Maike berichtete, dass man den Geretteten die Odyssee, die sie hinter sich
haben, ansehe: "Sie sind in den meisten Fällen unterernährt, und viele
haben Folterspuren. Viele Frauen sind schwanger, da die Frauen [in den
libyschen Lagern] sehr oft vergewaltigt werden."

Es sei unmöglich, die Menschen - wie von Italien und allen EU-Ländern
gewollt - an die libysche Küstenwache zu übergeben, das mache keine einzige
freiwillige Organisation. "Wenn die libysche Küstenwache auftaucht, dann
springen die Menschen lieber ins Wasser, obwohl sie nicht schwimmen
können."

Der WSWS sagte Maike: "Wir dürfen nicht mehr ausfahren, darauf war
ich nicht vorbereitet. Es war das letzte, was ich erwartet hätte. Da
draußen ertrinken die Menschen, und wir dürfen sie nicht retten." Erneut
begründete sie, warum es unmöglich sei, die geflüchteten Menschen nach
Libyen zurückzubringen. "Libyen ist ein Unrechtsregime. Es ist unmöglich,
die Menschen dorthin auszuliefern. Besonders die libysche Küstenwache ist
absolut chaotisch."

Maike berichtete von einem beklemmenden Fall, der sich erst vor zwei Tagen,
am 17. Juli, ereignet hat. Die Seenotretter von Pro Activa Open Arms
entdeckten auf dem Wasser die Überreste eines Holzboots. Sie fanden eine
noch lebende Frau, die sich an die Planken anklammerte, und zwei Leichen
von einer weiteren Frau und einem Kind. Die libysche Küstenwache hatte das
Boot zerstört und auf offener See zurückgelassen.

"Die Libyer hatten die Menschen auf diesem Schiff sozusagen 'gerettet',
d.h. mitgenommen. Weil sich die Frauen weigerten, in das libysche Schiff
einzusteigen, wurden sie auf offener See zurückgelassen. Die libysche
Küstenwache hat sie einfach dem Tod überlassen. Es war Zufall, dass die
Open Arms die überlebende Frau fanden - und sie ist natürlich schwer
traumatisiert."

Mit der libyschen Küstenwache zu kooperieren, so Maike weiter, komme für
die NGOs "überhaupt nicht in Frage. Es gab schon Fälle, da wurden 
NGO-Schiffe von der libyschen Küstenwache beschossen. Sie treten oft sehr
aggressiv auf."

Über die neusten Beschlüsse der EU, die darauf hinauslaufen, dass nur noch
die libysche Küstenwache retten solle, sagte Maike: "Das ist gegen jede
Humanität. Die EU redet immer groß von Menschenrechten. Dort treten sie sie
mit Füßen. Dass sie mit solchen Kriminellen ein Abkommen schließen - allein
das ist ein Verbrechen. Man kann es absolut nicht nachvollziehen."

"Es ist wirklich ein Verbrechen", setzte sie mit Nachdruck hinzu. "Wir
leben in einer Demokratie, aber die Politiker übernehmen keine
Verantwortung mehr dafür. Also müssen wir es selbst tun. Das ist mein
Demokratieverständnis."

Auchder Pilot Manos beteiligt sich an freiwilligen Einsätzen. Seit dem
Frühjahr 2017 fliegt er in der "Moonbird" über dem Mittelmeer, um Menschen
in Seenot aufzuspüren. Seit dem 24. Mai darf sein Flugzeug zusammen mit
andern NGO-Flugzeugen nicht mehr starten - ohne dass ein Grund dafür
offiziell angegeben worden wäre.

Der WSWS schilderte er seine Eindrücke: "Es ist ein komisches
Gefühl, nachdem man die überfüllten Flüchtlingsboote und das ganze Elend da
draußen gesehen hat, auf Malta zu landen und an den Jachthäfen der
Superreichen vorbeizukommen. Sie dürfen hinausfahren, wann und wie sie
wollen, aber die NGO-Schiffe und unser Flugzeug - wir dürfen das nicht
mehr. Wir leben in zwei völlig verschiedenen Welten, die so gar nicht
zusammenpassen, obwohl sie so nahe beieinander liegen."

Zu den jüngsten Beschlüssen der EU sagte Manos: "Es ist mir unverständlich,
warum die EU eine Organisation wie die libysche Küstenwache unterstützt.
Gleichzeitig werden die privaten Retter, die ja keinem Menschen etwas
zuleide tun, bewusst behindert." Er setzte hinzu: "Ich hoffe einfach, dass
die Menschen noch viel lauter ihre Stimme erheben."

"Das Massensterben ist schon seit Jahren integraler Bestandteil der
europäischen Flüchtlingspolitik, das ist nichts Neues", erklärte Karl Kopp,
der Europa-Beauftragte von Pro Asyl. "Neu war ab 2015, dass die
Zivilgesellschaft das übernommen hat, was Europa nicht leistete. Sie haben
die Initiative übernommen, um das Sterben im Mittelmeer zu lindern."

Die NGOs hätten bis zu 40% aller Seenotrettungen übernommen, so Kopp.
Europa habe sich immer mehr zurückgezogen. "Seit Februar letzten Jahres
sind die europäischen Regierungen dazu übergegangen, systematisch die
Seenotrettung zu diffamieren und zu kriminalisieren. Die Konsequenzen sind
klar: Es gibt weniger Boote, also auch weniger Rettung, und dementsprechend
geht die Sterberate hoch."

Die "Hotspots", die von Europa geplanten riesigen Haftlager für
Geflüchtete, bezeichnete Kopp als "völlige Inhumanisierung von
Schutzsuchenden". Auch die Ankerzentren, die ab dem 1. August in
Deutschland eröffnet werden, seien im Grunde genau solche "entwürdigenden
Versuche, die Menschen zu kasernieren". Europa sei "auf seinem Tiefpunkt
angekommen".

Der World Socialist Web Site gegenüber bezeichnete Kopp die jüngsten
Beschlüsse der Bundesregierung, die Maghreb-Staaten als "sichere
Herkunftsländer" zu deklarieren, als "absurd". Er sagte: "Die Vorstellung,
dass in den drei Maghreb-Staaten die Menschen nicht verfolgt würden, wie es
unsere Verfassung verlangt - das deckt sich nicht mit der Realität."

Er verwies auf die prekäre Situation von Minderheiten wie der
Homosexuellen, auf die Rechte der Frauen, und "ein Level von Folter bei
Polizeiaktionen in allen drei Ländern". Algerien, so Kopp, "hat Menschen zu
Tausenden in der Wüste ausgesetzt, und viele sind gestorben. Auf die Idee
zu kommen, dass diese Staaten Verfolgungsfreiheit gewährleisteten, das ist
absurd." Er setzte hinzu: "Jeder Mensch hat doch ein Anrecht auf ein faires
Asylverfahren!"

Die "Seebrücke" forderte in Frankfurt vom Magistrat und dem
Oberbürgermeister Peter Feldmann (SPD), die Stadt müsse zur "sicheren
Hafenstadt" werden und sich freiwillig zur Aufnahme von Bootsflüchtlingen
verpflichten. Feldmann selbst ließ sich jedoch nicht blicken.

Sämtliche Bundestags-Parteien und besonders die SPD sind an der aktuellen
Rechtswende in der Asylpolitik und auf allen anderen Gebieten beteiligt.
Ohne die aktive Unterstützung von SPD-Politikern wie Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier, Außenminister Heiko Maas und SPD-Vorsitzende Andrea
Nahles, um nur einige zu nennen, wäre dieser extrem rechte Regierungskurs
nicht möglich. Erst vor wenigen Tagen hat sich die SPD in der Regierung
ausdrücklich hinter das "beschleunigte Grenzverfahren" [3] von Innen- und
Heimatminister Horst Seehofer gestellt.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/27/alge-j27.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/30/ngos-j30.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/07/spde-j07.html
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HÖRSPIEL/1788: Deutschlandfunk Kultur - "Schwingungen" von Sébastien David, 23.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schwingungen

Hörspiel von Sébastien David

Regie: Anouschka Trocker

SR/Deutschlandfunk Kultur 2017/54'30

(Ursendung)

Freispiel

Montag, 23. Juli 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein 16-Jähriger wird aus der Großstadt in eine öde Kleinstadt
katapultiert. Seine Mutter befindet sich in einer Klinik, sein Vater
ist mit der Organisation des neuen Lebens beschäftigt. Es ist Sommer,
alle sind in den Ferien, außer denen, die sich keine leisten können.
Da lernt er die 16-jährige Greta kennen und seinen Nachbarn, einen
Komponisten und Außenseiter. Aber was will er von ihm?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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MELDUNG/1728: Deutschlandfunk - 50 Jahre "2001: Odyssee im Weltraum", 22.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von Evolution und Ewigkeit

50 Jahre "2001: Odyssee im Weltraum"

Von Rainer Praetorius

Deutschlandfunk 2018

Freistil

Sonntag, 22. Juli 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



1968 kam Stanley Kubricks epochales Filmwerk "2001: Odyssee im
Weltraum" in die Kinos. Wie schon zuvor in den USA, waren auch in
Deutschland zunächst besonders junge Leute von diesem Film fasziniert.
Was löste "2001" bei den Menschen dieser Zeit aus? Welche Botschaft
vermittelte der Film? Welche dauerhaften Spuren hinterließ Kubricks
Odyssee bei den Fans - die heute 50 Jahre älter sind. In der Sendung
kommen einige dieser jungen Menschen von damals zu Wort: Spaceshuttle-
Astronaut Ulrich Walter, Zukunftsforscher Matthias Horx, Regisseur
Volker Schlöndorff, Filmtrick-Experte Bernd Kammermeier sowie Kubricks
jahrzehntelanger Wegbegleiter Jan Harlan.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2632: BR-KLASSIK - Nürnberger Klassik Open Air, 22.7. + 4.8.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 27. Juni 2018

Nürnberger Klassik Open Air

Sonntag, 22. Juli um 20.00 Uhr, BR-KLASSIK



Beim Nürnberger Klassik Open Air am Sonntag, 22. Juli um 20.00 Uhr
gibt Marcus Bosch mit der Staatsphilharmonie Nürnberg unter dem Motto
"Summertime" sein Abschiedskonzert als Generalmusikdirektor des
Staatstheaters und der Staatsphilharmonie Nürnberg. Sein Debüt im
Luitpoldhain wiederum feiert Kahchun Wong, der neue Chefdirigent der
Nürnberger Symphoniker, am Samstag, 4. August. "My Playlist" lautet
der Titel dieses Konzerts. Der BR überträgt beide Konzerte live im
Hörfunk, das erste auch per Video-Livestream auf www.br-klassik.de,
die Fernsehfassung im BR Fernsehen und auf 3sat.

Die Nürnberger Staatsphilharmonie gestaltet traditionell den ersten
Abend des Klassik Open Airs mit dem Familienkonzert am Vormittag und
dem Abendkonzert mit Feuerwerk. "Summertime" bringt zu Marcus Boschs
Abschied ein Gershwin-Programm aus Orchester-Hits, Musical-Evergreens
und Highlights aus "Porgy and Bess". Es singen der Chor des
Staatstheaters sowie die Sopranistin Melba Ramos und der Bassbariton
Derrick Lawrence. In der Pause unterhält sich Ursula Adamski-Störmer
mit Marcus Bosch.

Das Konzert wird live in BR-KLASSIK/Hörfunk und als Video-Livestream
auf www.br-klassik.de übertragen.


"My Playlist" mit den Nürnberger Symphonikern - am 4. August
 um 20 Uhr 

Beim Klassik Open Air mit den Nürnberger Symphonikern steht Kahchun
Wong aus Singapur erstmals als neuer Chefdirigent des Orchesters am
Pult im Luitpoldhain.

Mit "My Playlist" präsentiert er eine Hitparade seiner
Lieblingsstücke. Sie reicht von Leonard Bernstein, dessen 100.
Geburtstag die Musikwelt in diesem Jahr feiert, über Sergei Prokofjews
"Romeo und Julia" bis zu fernöstlicher Musik aus Kahchun Wongs
Heimat-Region. Außerdem bringt er eine Eigenkomposition mit, bei der
auch das Publikum eine Rolle spielen darf. Für solistischen Glanz
sorgt die junge südkoreanische Geigerin Bomsori Kim, Preisträgerin
beim ARD-Musikwettbewerb 2013.

In der Pause unterhält sich Detlef Krenge mit Kahchun Wong.

Das Konzert wird live in BR-KLASSIK/Hörfunk und als Video-Livestream
auf www.br-klassik.de übertragen.

Mitwirkende:

Solistin: Bomsori Kim, Violine

Leitung: Kahchun Wong

Moderation: Thomas Herr


Programm "My Playlist":

Paul Dukas: "Der Zauberlehrling"; Gan Chen/Zhanhao He:
"Butterfly Lovers"; Sergej Prokofjew: Aus "Romeo und Julia"; Kahchun
Wong: "Sunny Island in Germany"; Franz Waxman: "Carmen-Fantasie";
Pietro Mascagni: "Cavalleria rusticana", Intermezzo sinfonico; Leonard
Bernstein: "West Side Story", Symphonic Dances


Alle Sendungen zum Nürnberger Klassik Open Air

Sonntag, 22. Juli 2018, 20.00 bis 23.00 Uhr:

Klassik Open Air "Summertime" der Staatsphilharmonie Nürnberg mit dem
Chor des Staatstheaters sowie der Sopranistin Melba Ramos und dem
Bassbariton Derrick Lawrence, Leitung: Marcus Bosch

- Live in BR-KLASSIK/Hörfunk ab 20.05 Uhr

- Video-Livestream auf www.br-klassik.de und live auf

www.facebook.com/brklassik

(anschließend als Video on demand abrufbar unter

www.br-klassik.de/concert)

- BR Fernsehen: Sonntag, 29. Juli, 22.30 Uhr

- 3sat am Sonntag, 5. August, 10.50 Uhr

Samstag, 4. August 2018, 20.00 bis 23.00 Uhr

Klassik Open Air "My Playlist" der Nürnberger Symphoniker mit Bomsori
Kim (Violine)

Leitung: Kahchun Wong

Das Konzert wird live im BR-KLASSIK/Hörfunk übertragen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. Juni 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00
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AUSLAND/8772: Aus aller Welt - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Präsident Santos begrüßt ehemalige FARC-Kämpfer im Parlament

Zwei Wochen vor dem Amtsantritt des neugewählten Präsidenten Iván
Duqu hat der scheidende Staatschef José Manuel Santos die ersten
Abgeordneten der ehemaligen FARC-Guerilla im neuen Parlament begrüßt.
Allerdings waren nicht alle Abgeordneten der Alternative
revolutionäre Kraft des Volkes zu der konstituierenden Sitzung
erschienen. Duque von der ultrarechten Partei Demokratisches Zentrum
(CD) ist ein erklärter Gegner des Friedensabkommens mit der FARC und
den derzeit laufenden Friedensverhandlungen mit der
Guerillaorganisation ELN.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8772: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



34jähriger attackierte Businsassen mit Messer

Am Freitagnachmittag wurden mehrere Menschen in einem Linienbus in
Lübeck mit einem Messer verletzt. Gegen den in Untersuchungshaft
genommenen Tatverdächtigen wurde inzwischen Haftbefehl erlassen. Die
Staatsanwaltschaft wirft dem 34jährigen Deutsch-Iraner unter anderem
gefährliche Körperverletzung und versuchte Brandstiftung vor. In
seinem Rucksack hatte die Polizei Brandbeschleuniger gefunden. Die
Ermittler gehen davon aus, daß er den Bus in Brand stecken wollte.
Hinweise auf einen terroristischen Hintergrund wurden nicht gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8769: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Gefechte zwischen Taliban und IS im Norden Afghanistans

In der afghanischen Provinz Dschausdschan im Norden des Landes
liefern sich Taliban-Kämpfer und IS-Dschihadisten verlustreiche
Kämpfe. Nach offiziellen Angaben sollen innerhalb von drei Tagen mehr
als 120 Menschen getötet und mindestens 200 Kämpfer auf beiden Seiten
verletzt worden sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8771: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grünen-Chef Habeck fordert Seehofers Rücktritt

In der Debatte um die Flüchtlingspolitik übt Grünen-Chef Robert
Habeck erneut scharfe Kritik an Innenminister Seehofer und fordert
seinen Rücktritt. Der CSU-Chef sorge selbst dafür, daß er als
Innenminister zu einer Fehlbesetzung wird, sagte Habeck den Zeitungen
der Funke Mediengruppe. Der Streit zwischen Seehofer und
Regierungschefin Angela Merkel (CDU) um die Asylpolitik hatte zu
einer schweren Regierungskrise geführt. Kritisiert wurde der
Innenminister in den vergangenen Wochen und Tagen unter anderem wegen
seiner Haltung in der Bamf-Affäre und wegen der juristisch
umstrittenen Abschiebung des mutmaßlichen Islamisten Sami A. nach
Tunesien.

21. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8770: Tragisches und Kurioses - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



10.000 Hektar Wald in Kalifornien durch Feuer vernichtet

Ein Waldbrand im Norden des US-Bundesstaats Kalifornien breitet sich
immer weiter aus und nähert sich dem berühmten Yosemite-Nationalpark.
Im angrenzenden Wald der Sierra Nevada erstreckt sich das Feuer
inzwischen auf fast 10.000 Hektar, teilte das
US-Landwirtschaftsministerium mit. Die rund 2.700 Feuerwehrleute
versuchen seit mehr als einer Woche vergeblich, das Feuer in der
schwer zugänglichen Region unter Kontrolle zu bekommen. Wegen des
Brandes sperrten die Behörden den West-Eingang zum Yosemite-Park.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7855: Aus Forschung und Technik - 21.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



ESA begrüßt finanzielle Unterstützung für Weltraumbranche

Die Europäische Kommission empfiehlt, einen EU-Haushalt für
Weltraumtätigkeiten einzurichten. Von 2021 bis 2027 sollen dafür 16
Milliarden Euro bereitgestellt werden. Die Europäische
Weltraumorganisation ESA begrüßte das Ansinnen, weil verschiedene
Branchen in Europa davon profitieren würden. Vor dem Hintergrund des
sich verschärfenden Wettbewerbs und des Paradigmenwechsels in der
Raumfahrtindustrie müsse Europa mehr denn je mit vereinten
Kräften handeln, um wettbewerbsfähig zu bleiben, heißt es in einer
Mitteilung der ESA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7867: Aus aller Welt - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Kolumbiens Präsident Santos begrüßt ehemalige Farc-Kämpfer im Kongreß

An der konstituierenden Sitzung des Kongresses in Bogotá haben
erstmals mehrere ehemalige Kämpfer der Rebellenorganisation Farc
teilgenommen. Sie und die anderen neuen Abgeordneten wurden von
Präsident Juan Manuel Santos begrüßt. Mit Blick auf die ehemaligen
Kämpfer sagte dieser, manch einem gefalle es nicht, die Abgeordneten
an diesem Ort der Debatte zu sehen. Aber ihn erfülle es mit
Genugtuung, daß jene, die über ein halbes Jahrhundert den Staat
bekämpft hätten, sich nun der Verfassung und den Gesetzen Kolumbiens
unterwürfen. Der unter dem Friedensnobelpreisträger Santos Ende 2016
zustande gekommene Friedensvertrag mit der Farc sichert der ehemaligen
Rebellenorganisation für zwei Legislaturperioden je fünf Sitze in der
Abgeordnetenkammer und im Senat zu.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7827: Medizin und Gesundheitswesen - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Experten empfehlen Gewichtsabbnahme bei Knieschmerzen

Wer Hüftgold sein eigen nennt und unter Knieschmerzen leidet, dem
steht eine Alternative zu Schmerzmitteln zur Verfügung. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, soll eine Gewichtsabnahme die
Knieschmerzen dosisabhängig senken. Dies hat eine Studie von Stephen
Messier von der Wake Forest University in Winston-Salem
(US-Bundesstaat North Carolina) ergeben. Es zeigte sich, daß den
größten Nutzen jene Patienten hatten, die ihr Körpergewicht um mehr
als 20 Prozent reduzierten. Ein Viertel von ihnen gab geringere
Schmerzen an als die Patienten, die ihr Körpergewicht nur um 10
Prozent gesenkt hatten. Allerdings hatten diese weniger Schmerzen
angegeben als die Patienten, die eine noch geringere
Gewichtsreduktion erreicht hatten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7855: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Solidarität mit polnischen Richtern

Bei der Reinhold-Frank-Gedächtnisvorlesung am Freitag in Karlsruhe
ist die polnische Gerichtspräsidentin Malgorzata Gersdorf als
Rednerin aufgetreten. Die Vorlesung in Erinnerung an die nach dem
gescheiterten Hitler-Attentat am 20. Juli 1944 hingerichteten
Widerstandskämpfer wird vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) und vom
Bundesgerichtshof (BGH) mitveranstaltet. In diesem Jahr war das Thema
"Der Rechtsstaat in Polen - versäumte Gelegenheiten?"

Gersdorf ist nominell nicht mehr im Amt, nachdem die polnische
Regierungspartei PiS bislang 14 Richter und Richterinnen gesetzlich
gezwungen hat, mit 65 statt mit 70 Jahren in den Ruhestand zu gehen.
Die 65jährige Gersdorf deutete diesen Schritt als Versuch der
Politik, mißliebige Richter loszuwerden, und erschien am 4. Juli in
Robe zum Dienst. Gersdorf beruft sich darauf, daß ihre Amtszeit von
der Verfassung her geschützt ist.

Bei einer ad hoc einberufenen Pressekonferenz im Kulturamt von
Karlsruhe stellten sich der Verfassungsrichter Johannes Masing und
die BGH-Präsidentin Bettina Limperg an die Seite Gersdorfs. Masing
artikulierte die Sorge deutscher Gerichte darüber, daß sich Polen
immer weiter vom Rechtsstaat entfernt. Limperg bekräftigte ihre
mehrmals über das Netzwerk der Präsidentinnen und Präsidenten der
obersten Gerichtshöfe der Europäischen Union ausgedrückte Solidarität
mit den polnischen Richtern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7779: Sprache, Kunst und Medium - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Schwerer Wasserschaden in Archiv mit historischen Noten

Im Archiv Wiener Dommusik sind durch einen leckenden Wasserhahn etwa
350 historische Notenblätter beschädigt oder sogar zerstört worden. Zu
den Verlusten zählen möglicherweise auch Kompositionen der Brüder
Joseph und Michael Haydn.

Wie die österreichische Presseagentur Kathpress berichtete, wurde der
Schaden zufällig entdeckt, als jemand in den nur noch selten benutzten
Raum mit seinen etwa 15.000 Notenblättern ging. Auf dem Boden stand
Wasser, und das Leck an der Decke war bald entdeckt. In einem
Technikerraum darüber hatte es offenbar mindestens zwei Wochen lang
aus einem Wasserhahn auf den Fußboden getropft.

Der Leiter des Archivs ist natürlich erschüttert, weil die
Notenblätter teils unersetzlich sind. Der genau Schaden werde jetzt
festgestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7845: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamas verkündet nach israelischer Angriffswelle Feuerpause

Israelische Kampfflieger und Panzer haben rund 60 Objekte im gesamten
Gazastreifen beschossen und dabei im Süden mindestens vier Männer
getötet. Zuvor war ein israelischer Soldat seiner Verwundung erlegen,
die ihm am Grenzzaun des Gazastreifens von Palästinensern zugefügt
worden war. Nach der Angriffswelle ließ in der Nacht auf Samstag ein
Sprecher der in Gaza regierenden Hamas über Twitter verlauten, man
habe unter Vermittlung Ägyptens und der Vereinten Nationen mit den
Besatzern eine Waffenruhe ausgehandelt. Von israelischer Seite wurde
das weder bestätigt noch dementiert. Die eine Woche zuvor von der
palästinensischen Seite ausgerufene, einseitige Feuerpause war nicht
eingehalten worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7859: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayerns Staatskanzlei versendet massenhaft Werbebriefe an Familien

Die Staatsbehörde des bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder
hat über das Nürnberger Zentrum Bayern Familie und Soziales an Eltern
kleiner Kinder im ganzen Freistaat rund 300.000 Broschüren
verschickt, in denen das von der Landesregierung eingeführte
Familiengeld vorgestellt wird. Demnach werden Eltern mit Kleinkindern
unter drei Jahren ab 1. September 250 Euro monatlich erhalten. Einen
Antrag darauf müssen sie nicht stellen. Das soll auch der Grund
gewesen sein, weswegen die Brief verschickt wurden. Viele Eltern
hatten angefragt, was sie für den Erhalt des Familiengeldes tun
müßten. Über die sachdienliche Information hinaus heißt es in dem von
Söder und Sozialministerin Kerstin Schreyer unterzeichneten
Schreiben, das Bayerische Familiengeld zeige, wofür das Familienland
Bayern stehe: Beste Startchancen für Kinder, Wertschätzung der Eltern
und Anerkennung ihrer täglichen unverzichtbaren Erziehungsleistung.
Nicht nur kurz vor der Landtagswahl darf die Staatsregierung
eigentlich kein staatliches Informationsmaterial in einer Weise
verwenden, die als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten
einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7829: Tragisches und Kurioses - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Graffiti-Fassade zu bunt für Aurich

Auf behördliche Anweisung soll in Aurichs Fußgängerzone ein in Auftrag
gegebenes Graffiti entfernt werden, auch wenn viele Einwohner Gefallen
an der poppigen Fassada eines Optikergeschäfts finden.

Das humorvolle Bild zeigt eine grüne Landschaft samt Kuh, das der
Auricher Graffiti-Künstler Tim Write im vergangenen Oktober auf die
Fassade gesprüht hatte.

Die Behörde besteht darauf, daß das Bild aus Denkmalschutzgründen
übertüncht wird und einen neutralen Anstrich erhält, wie NDR1
Niedersachsen berichtete. Demnach verstoße der Anstrich gegen den
Ensembleschutz, weil er gegenüber anderen Gebäuden hervorsteche.

Das Kunstwerk habe vielen Einwohnern und Touristen gefallen, und auch
in sozialen Netzwerken habe es Anerkennung gegeben, sagte die
Auftraggeberin Elke Lenk am Freitag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7856: Arbeit, Soziales und Familie - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Online-Petition für eine humanitäre Flüchtlingspolitik

Vor rund drei Wochen hat der Deutsche Evangelische Kirchentag
begonnen, im Internet Unterschriften für eine humanitäre
Flüchtlingspolitik zu sammeln. Bislang fand die Petition mehr als
90.000 Unterstützer, wie das Präsidiumsmitglied Beatrice von
Weizsäcker am Samstag dem Deutschlandfunk berichtete. Demnach
plädieren die Autoren der Petition für eine humane Flüchtlingspolitik
und für einen menschlichen Umgang mit Schicksalen von Flüchtlingen.
Sie appellieren an die Regierungen in der EU, sich nicht abzuschotten
gegenüber Flüchtigen, und sie wünschen sich von den Kirchenleitungen
stärkere, kräftigere, mutigere Worte, bei denen es nicht um
Rücksichtnahme auf politische Situationen geht. Die Initiatoren
unterscheiden nicht zwischen protestantischen und katholischen
Kirchenleitungen, allerdings hatten sich von katholischer Seite noch
keine leitenden Geistlichen dazu geäußert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7838: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Angekündigter Regen könnte Mückenplage auslösen

Nach der extrem langen Trockenzeit in vielen Regionen Deutschlands
hat sich wieder starker Regen angekündigt. Das bedeutet nicht nur,
daß dort landunter droht. Mit der Nässe haben Stechmücken ideale
Bedingungen, damit aus den abgelegten Eiern ein Milliardenheer von
surrenden Plagegeistern wird. Das mag unangenehm genug sein,
bedrohlich wird es jedoch dadurch, daß darunter auch tropische Arten
sein werden. So gelang es der aus den Tropen stammende Asiatische
Tigermücke (Aedes albopictus) bereits, in drei Bundesländern (Bayern,
Baden-Württemberg und Thüringen) zu überwintern. Und die Asiatische
Buschmücke (Aedes japonicus), die auch kälteres Klima verträgt, soll
schon Regionen in neun Bundesländern besiedelt. Erstmals 2008 in
Baden-Württemberg nachgewiesen, ist sie inzwischen bis nach
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt gelangt. Noch gibt es in Deutschland
keine nachgewiesene Übertragung von Dengue-, Chikungunya- oder
West-Nil-Viren durch diese Mücken. Doch viele Experten sind sich
sicher, daß es nur eine Frage der Zeit ist, bis dies geschehen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7844: Märkte und Finanzen - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Loon baut Mobilfunknetz mit Heliumballons in Kenia auf

Das Unternehmen Loon, eine Tochter der Google-Mutter Alphabet, wird
Anfang nächsten Jahres den kommerziellen Einsatz von solarbetriebenen
Heliumballons zum Aufbau eines Mobilfunknetzes in Kenia starten. Das
gab der Projektleiter Westgarth am Donnerstag bekannt. Demnach wird
das vor wenigen Tagen gegründete Unternehmen bei dem Projekt mit
Telkom Kenya zusammenarbeiten. Die Ballons des Netzwerkes sollen
selbständig mehr als hundert Tage in rund 20 Kilometer Höhe schweben.
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WISSENSCHAFT/7861: Aus Forschung und Technik - 21.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Fuchsia soll Android beerben

Werden wir gerade Zeuge des Endes von Android? Erst verhängte die
EU-Wettbewerbsbehörde gegen Google eine Rekordstrafe von 4,34
Milliarden Euro, weil die US-Amerikaner die marktbeherrschende
Stellung des mobilen Betriebssystems Android mißbraucht hatten, indem
sie Smartphone-Herstellern und Mobilfunkanbietern über Jahre hinweg
illegale Beschränkungen auferlegt hatten, um ihre Marktposition bei
der mobilen Internetsuche und auf dem Browsermarkt zu sichern bzw.
auszubauen. Und nun wird bekannt, daß Google schon längst an einem
Nachfolger von Android arbeitet. Wie heise online meldete, soll das
Betriebssystem Fuchsia, das für smarte Lautsprecher, Notebooks und
Handys gedacht ist, Android innerhalb der nächsten fünf Jahre
ablösen. Den Anfang sollen smarte Lautsprecher von Google machen,
bevor Fuchsia dann auf Notebooks - auch von externen Herstellern -
installiert werden soll. Und zum Schluß sollen die Smartphones das
neue Betriebssystem erhalten. Inwieweit der Streit zwischen Google
und Oracle eine Rolle spielt, kann nur gemutmaßt werden. Der
Entwickler sieht mehrere seiner Java-Schutzrechte durch Android
verletzt und fordert vor Gericht 9 Milliarden US-Dollar. Hinzu kommt,
daß die Einführung eines neuen Betriebssystems Google die Möglichkeit
bietet, die Sicherheitsprobleme von Grund auf mit einem neuen Konzept
zu lösen. Außerdem soll Fuchsia im Vergleich zu Android darauf
ausgelegt sein, besser per Sprachsteuerung zu funktionieren. Und
schließlich wird ein einheitliches Betriebssystem für iOT-Geräte,
Notebooks und Handys für Google allein schon aus
Infrastruktur-Gründen attraktiv sein.

21. Juli 2018
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PRESSEKONFERENZ/1715: Sommerpressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel, 20.07.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 20. Juli 2018

Sommerpressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel

Thema: Aktuelle Themen der Innen- und Außenpolitik



Vorsitzender Dr. Mayntz: Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herzlich
willkommen in der Bundespressekonferenz zu einer weiteren Pressekonferenz
mit der Bundeskanzlerin. Es ist die 23. in ihrer Amtszeit. Wir freuen uns,
dass Sie wieder hier sind. Sie haben das Wort!

BK'in Merkel: Gut, dass einer mitzählt. Das hätte ich jetzt nicht gewusst.

Guten Tag, meine Damen und Herren! In der Tat ist diese sommerliche
Begegnung schon eine Tradition. Ich möchte mich bei der
Bundespressekonferenz für die Einladung bedanken. Letztes Jahr standen wir
kurz vor der Bundestagswahl. Heute treffen wir uns vier Monate nach
Amtsantritt der neuen Bundesregierung. Daraus können Sie ermessen, dass die
Regierungsbildung relativ lange gedauert hat. Ich möchte mich zu diesem
Zeitpunkt deshalb gern Ihren Fragen stellen.

Vorher einige einführende Bemerkungen:

Es liegen ereignisreiche Monate, auch arbeitsreiche Monate, hinter uns. Wir
haben sie als neue Bundesregierung genutzt, um Entscheidungen zu treffen,
die ganz konkrete Verbesserungen der Lebenssituation der Menschen in
unserem Lande mit sich bringen. Wir haben ja im Koalitionsvertrag
versprochen, dass wir uns die Themen vornehmen und anpacken, die die
Menschen auch im Alltag bewegen, die den sozialen Zusammenhalt stärken und
die auch helfen, entstandene Spaltungen zu überwinden. Wir wollen vor allen
Dingen dafür Sorge tragen, dass der Wohlstand nicht nur bei einigen,
sondern bei möglichst allen ankommt, und gleichzeitig die Weichen für die
Zukunft richtig stellen. Wir werden uns dann daran messen lassen, wie weit
wir vorangekommen sind und wo wir spürbare Veränderungen vorgenommen haben.

Ich glaube, dass die Kabinettsitzung dieser Woche, über die Ihnen ja schon
berichtet wurde, beispielhaft für das steht, was wir uns vorgenommen haben.
Da geht es erstens um Teilhabe für alle. An diesem Mittwoch haben wir ein
Programm beschlossen, um gerade Langzeitarbeitslosen zu helfen, wieder in
Arbeit zu kommen - einerseits durch finanzielle Unterstützungen, sogenannte
Zuschüsse, für die Arbeitgeber, aber auf der anderen Seite auch durch sehr
individuelle Betreuung für jeden einzelnen Betroffenen.

Zweitens geht es um die Weichenstellung für die Zukunft. Dafür ist jetzt am
Mittwoch die Strategie für die künstliche Intelligenz beispielhaft gewesen,
also eine nationale Strategie, die sich dann natürlich auch in europäische
Vorhaben einfügen muss. Wir sind der Meinung, dass wir hier Aufholbedarf
haben. Deshalb sind die Eckpunkte beschlossen worden. Die Strategie wird
dann bis zu einem speziellen Digitalkabinett im November fertig sein.

Wir haben gleichermaßen beschlossen - das halte ich für sehr, sehr wichtig -
, Planungsvorhaben zu beschleunigen. Wir haben inzwischen Geld für
Investitionen, aber nicht immer die Möglichkeit, dass dieses Geld auch
abfließt, weil Planungsvorgänge zu langsam sind. Deshalb haben wir jetzt
sehr schnell nach Beginn der Arbeit der Regierung dieses für mich zentrale
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag auf den Weg gebracht.

Drittens. Natürlich war eine der klaren Botschaften der Bürgerinnen und
Bürger, dass wir noch mehr Ordnung und Steuerung der Migration brauchen.
Die Tatsache, dass wir neue sichere Herkunftsländer definiert haben - die
nordafrikanischen Länder, aber auch Georgien -, zeigt: Auf der einen Seite
wollen wir denen, die Schutz brauchen, auch Schutz geben. Aber auf der
anderen Seite wollen wir auch denen gegenüber, die keinen Anspruch auf
Hilfe haben, dieses sehr schnell klären und nicht Hoffnungen wecken, die
dann nicht eingelöst werden können. Es hat sich also an diesem Kabinett ein
wenig beispielhaft gezeigt, was uns wichtig ist.

Wir haben in diesen vier Monaten zwei Haushalte beschlossen - den für 2018,
den für 2019. Ich will vielleicht symbolisch sagen: Die Tatsache, dass wir
einen ausgeglichenen Haushalt haben, scheint jetzt schon der Normalität
anzugehören. Das ist aber nach wie vor eine große Kraftanstrengung. Wir
haben damit auch erreicht, dass der Teil des Haushalts, der für
Schuldendienst aufzuwenden ist, deutlich gesunken ist. 1999 mussten wir
noch 16,7 Prozent ausgeben, um den Schuldendienst für schon gemachte
Schulden zu bedienen. Heute - unter natürlich anderen Bedingungen, auch mit
anderen Zinsen - sind das nur noch 5,5 Prozent. Wir werden im nächsten Jahr
oder vielleicht schon in diesem Jahr die 60 Prozent der Gesamtverschuldung
erreichen. Das ist wichtig, weil das ja auch ein Zukunftskriterium für den
Maastricht-Pakt ist. Denn gerade ein Land mit so großen demographischen
Herausforderungen wie Deutschland darf nicht zu viel Gesamtverschuldung
haben. Deshalb sind das gute Botschaften.

Wir werden in dieser Legislaturperiode über 40 Milliarden Euro mehr als in
der letzten Legislaturperiode zur Verfügung haben, um Maßnahmen für die
Bürgerinnen und Bürger durchzusetzen. Wir haben einen Schwerpunkt bei den
Familien gesetzt. Wir haben jetzt schon ein höheres Kindergeld und einen
höheren steuerlichen Freibetrag für Kinder vereinbart. Wir haben die
Brückenteilzeit, also die Rückkehr aus Teilzeit in Vollzeit, auf den Weg
gebracht. Wir haben das Baukindergeld beschlossen. Wir arbeiten intensiv an
einem Gesetz für verbesserte qualitative Bedingungen im Kita-Bereich.

Wir konnten zum achten Mal in Folge verkünden, dass sich die Renten
erhöhen. Wir sind natürlich gleichermaßen dafür verantwortlich, die
Altersversorgung auch zukunftssicher zu gestalten. Deshalb haben wir die
dazu gehörige Kommission eingesetzt wie übrigens eine Vielzahl anderer
Kommissionen auch, die bis 2020 ihren Bericht vorlegen soll, wie sich denn
das Rentensystem nach 2024 weiter entwickeln wird.

Für uns sind die Fragen, die Menschen im Alter bewegen, von besonderer
Bedeutung. Ich habe ja in den letzten Tagen selber ein Pflegeheim besucht.
Wir können sagen, dass wir mit der "konzertierten Aktion Pflege" von drei
Ministerien - dem Gesundheitsminister, der ja für Pflege verantwortlich
ist, dem Arbeitsminister und der Familienministerin - einen Schwerpunkt
gesetzt haben, um sowohl die Arbeitsbedingungen in der Pflege zu verbessern
als auch die Personalausstattung zu verbessern. Das Pflegestärkungsgesetz
sagt uns, dass 13 neue Stellen jetzt sehr schnell geschaffen werden, und
wir werden die Ausbildung auf völlig neue Grundlagen stellen. Das ist ganz
wichtig, um die Attraktivität des Pflegeberufs deutlicher zu machen.

Das alles ist jetzt natürlich kein Anspruch auf Vollständigkeit für die
Maßnahmen, die wir im sozialen Bereich ergreifen. Aber es gibt Ihnen einen
Einblick, was auf den Weg gebracht wurde, was geplant ist.

Wir haben einen zweiten Schwerpunkt im gesamten Bereich der digitalen
Agenda gesetzt. Hierzu haben wir auch die Strukturen in der Bundesregierung
verändert. Sie wissen, wir haben im Kanzleramt eine koordinierende
Funktion, auch mit der Staatsministerin für Digitalisierung. Wir haben
jetzt ein Digitalkabinett geschaffen, das auch schon getagt hat. Wir werden
eine Klausurtagung vornehmen und als Bundesregierung auch Beratung durch
einen Digitalrat bekommen.

Erneuerung und Zusammenhalt sind also die großen Themen neben den
außenpolitischen Herausforderungen. Sie wissen, dass wir uns ganz intensiv
mit Europa beschäftigt haben, auch gerade mit der deutsch-französischen
Zusammenarbeit. Ich glaube, diese Aufgabe, Europa zusammenzuhalten, Europa
auch an den Punkten arbeiten zu lassen, die für die globale Ordnung von
Bedeutung sind, das wird in den nächsten Jahren von ganz besonderer
Wichtigkeit sein. Aber das möchte ich jetzt hier nicht im Detail ausführen,
sondern damit schließen.

Ich freue mich jetzt auf Ihre Fragen und werde versuchen, sie gut zu
beantworten. Die Arme gehen ja auch schon hoch.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben jetzt innenpolitische Projekte
erwähnt, aber ich möchte gleich auf ein anderes Thema zu sprechen kommen,
nämlich den US-Präsidenten, weil er ja die Weltordnung doch etwas
verändert. Es hat jetzt mehrere Beispiele gegeben, dass er sich nicht an
Zusagen hält, die er gemacht hat, in schriftlicher oder mündlicher Form. Zu
nennen sind das Abrücken von der G7-Erklärung und jetzt nach der
Pressekonferenz mit Trump die Korrektur dessen, was er dort gesagt hat.
Deswegen hätte ich ganz gern von Ihnen gewusst: Haben Sie überhaupt noch
eine gemeinsame Basis für Absprachen mit dem US-Präsidenten? Wieso können
Sie sich darauf verlassen, dass das steht, was er gesagt hat?

Eine kleine Zusatzfrage zu Thyssenkrupp: Sind Sie eigentlich der Meinung,
dass die Zerschlagung des Konzerns den Prinzipien einer sozialen
Marktwirtschaft entspricht?

BK'in Merkel: Ich glaube, man kann schon sagen, dass der bewährte oder uns
gewohnte Ordnungsrahmen im Augenblick stark unter Druck steht. Dennoch ist
die transatlantische Zusammenarbeit auch mit dem Präsidenten der
Vereinigten Staaten von Amerika natürlich zentral für uns. Ich werde sie
auch weiter pflegen.

Es ist so, dass das, was mir wichtig ist, was mir in meiner ganzen
politischen Arbeit immer wichtig gewesen ist - Multilateralismus, die feste
Überzeugung, dass wir, wenn wir zusammenarbeiten, Win-win-Situationen, also
Vorteile für alle, schaffen können -, im Augenblick nicht immer das
herrschende Prinzip ist. Trotzdem wird mich das jetzt nicht davon
abbringen, weiter dafür zu werben. Ich glaube, nur so können wir
vorankommen.

Wenn wir uns einmal die Europäische Union anschauen, dann ist ja Europa im
Grunde das Paradebeispiel dafür, dass wir zu 28 oder in Zukunft vielleicht
zu 27 miteinander zusammenarbeiten. Wir glauben, dass wir davon alle
profitieren. Deshalb werde ich das auch im internationalen Rahmen weiter
eingeben. Aber es ist nicht so selbstverständlich, wie wir das in den
vergangenen Jahren gewohnt sind. Deshalb muss man im Zweifelsfalle auch
stärker über den richtigen Weg streiten.

Was Thyssenkrupp anbelangt, so sind das jetzt natürlich Entscheidungen, die
ein Unternehmen zu treffen hat. Ich persönlich schließe mich der Meinung
des nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten an, der ja auch dafür
wirbt, dass Thyssenkrupp ein möglichst breit aufgestelltes Gremium ist.
Aber zum Schluss ist es eine wirtschaftliche Entscheidung.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, mich würde interessieren, welche Erwartungen
Sie an das Fachkräfteeinwanderungsgesetz haben, das ja jetzt recht
kurzfristig nach der Koalitionseinigung kommen soll. Soll das nur den
Status quo festschreiben, wie es im Koalitionsvertrag klang, also die
bestehenden Regelungen zusammenfassen und schlüssig verbinden oder so
ähnlich? Oder soll es etwas qualitativ Neues bringen, zum Beispiel ein
Punkte-System? Welches Signal soll Ihrer Ansicht nach davon ausgehen?

BK'in Merkel: Über die Methodik haben wir noch nicht gesprochen. Aber
dieses Fachkräftezuwanderungsgesetz soll nicht nur die Dinge
zusammenfassen, sondern, ich glaube auch, da Möglichkeiten der Gewinnung
von Fachkräften eröffnen, wo wir heute noch keine guten Möglichkeiten
haben.

Ich glaube, das ist schon ein zentrales Projekt. Deshalb finde ich es auch
gut, dass wir gesagt haben, wir wollen da bis Jahresende die Dinge auf den
Weg bringen.

Warum ist es wichtig? Erstens. Weil Deutschland trotz der Freizügigkeit
innerhalb der Europäischen Union, wodurch wir ja jedes Jahr Hunderttausende
Arbeitskräfte aus anderen Ländern bekommen, Fachkräftemangel hat. Trotz der
europäischen Regelung der Blue Card, die wir ja schon haben - aber mit
Einkommensgrenzen, oberhalb derer dann Fachkräftezuwanderung möglich ist -,
haben wir, zum Teil gerade in einfachen Berufen, einen großen Mangel an
Fachkräften. Deshalb messe ich diesem Gesetz eine große Bedeutung zu.

Zweitens ist es für mich auch ein Ergänzungsstück des Kampfes gegen
illegale Migration. Wir haben mit den Ländern des westlichen Balkans ja
sehr gute Regelungen gefunden, nachdem wir sie a) zu sicheren
Herkunftsländern erklärt haben, also die Prozesse der Beantragung von Asyl
sehr viel schneller abgearbeitet werden konnten. Aber wir haben eben nicht
nur Ausreisen notwendig gemacht oder zum Teil auch freiwillige Ausreisen
ermöglicht, sondern wir haben auch gesagt: Wer in Deutschland einen
Arbeitsplatz nachweisen kann, hat die Möglichkeit, legal nach Deutschland
zu kommen. Ich glaube, dieses Ergänzungsstück kann prototypisch auch für
Vereinbarungen mit anderen Ländern sein.

Also, beim Fachkräftezuwanderungsgesetz oder -einwanderungsgesetz geht es
um eigene deutsche Interessen. Aber sie können so ausgestaltet werden, dass
sie wiederum zu Partnerschaft oder Abkommen mit anderen Ländern führen
können und sind deshalb für die Frage der Ordnung und Steuerung der
Migration durchaus von Bedeutung.

Frage: Letzte Woche ging ja nach fünf Jahren der NSU-Prozess zu Ende. Die
Angehörigen der Opfer gingen sehr enttäuscht aus dem Gerichtssaal. Können
Sie ihre Gefühle nachempfinden?

BK'in Merkel: Ich kann insgesamt die Gefühlslage der Familien
nachempfinden. Denn ein Gerichtsprozess, der ein großer intensiver
Gerichtsprozess war, der auch mit harten und nach meiner Meinung
gerechtfertigten Strafen geendet hat, kann natürlich das Leid und auch die
Frage nach dem gesamten gesellschaftlichen Umfeld einer solchen Erfahrung
nicht allein wiedergutmachen. Deshalb gab es Untersuchungsausschüsse.
Deshalb gab es eine Vielzahl von Maßnahmen, die aus den
Untersuchungsausschüssen - auf der Bundesebene zumindest schon - nicht nur
formuliert wurden, sondern zum allergrößten Teil auch umgesetzt wurden.
Deshalb wird teilweise immer noch in den Bundesländern gearbeitet, und
deshalb haben die Angehörigen der Opfer auch ein Recht darauf, dass die
gesellschaftliche Diskussion, wie so etwas passieren konnte, weiter geführt
wird. Nur daraus kann dann insgesamt vielleicht eine gewisse Befriedung
entstehen. Aber das ist ein so schwerwiegendes und auch eingreifendes
Erlebnis für diejenigen, die das erleben mussten, dass die Gesellschaft
sich insgesamt damit noch lange wird beschäftigen müssen.

Zusatzfrage: Sie haben ja eine lückenlose Aufklärung versprochen. Sie blieb
aber aus. Ist die NSU-Akte für Sie somit geschlossen?

BK'in Merkel: Ich habe ja deutlich gemacht, dass sie für mich nicht
geschlossen ist, weil meine Aufgabe gerade noch einmal in einer anderen
Dimension liegt. Sie liegt ja nicht darin, Gerichtsverfahren durchzuführen,
sondern sie liegt darin, das gesamte Umfeld aufzuklären, dafür Sorge zu
tragen, dass die Sicherheitsbehörden besser kooperieren, besser
zusammenarbeiten, damit wir wirklich sicher sein können, dass so etwas
nicht wieder geschieht. Daran wird noch weiter zu arbeiten sein.

Frage: Frau Bundeskanzlerin Merkel, ich habe auch eine Frage zur NSU. Es
gab falsche Aussagen, Leugnung von Wissen, Urkundenfälschungen, massive
Fehlleistungen. Ich würde gern wissen: Nicht in einem einzigen Fall ist bei
der Polizei, bei der Justiz und bei der Verfassungsschutzbehörde ein
Dienstverfahren wegen Strafvereitelung im Amt eröffnet worden. Ist das für
Sie nachvollziehbar?

BK'in Merkel: Ich kann jetzt wieder nur aus meiner Perspektive sagen: Wir
haben in vielen Fällen die Arbeitsweise der Behörden grundlegend geändert.
Verantwortlich bin ich ja auch für die Sicherheitsbehörden des Bundes. Aber
wir haben auch mit den Ländern sehr intensiv zusammengearbeitet. Deshalb
glaube ich, dass wir aus diesen schrecklichen Erfahrungen vieles gelernt
haben und wir vieles inzwischen auch besser machen. Das ist kein
abgeschlossener Prozess, sondern das wird immer noch weiter gehen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe eine Frage: In der Union gibt es
jetzt neben einigen Erzkonservativen auch eine liberale Basisbewegung, die
Union der Mitte. Warum erscheint das unter einer Kanzlerin und
Bundesvorsitzenden Merkel nötig? Wie erklären Sie sich das, diese Erosion?
So würde ich es sagen.

BK'in Merkel: Nein, das würde ich nicht sagen. Das sind Initiativen. Sie
hat es auch immer einmal wieder gegeben, wenn sich verschiedene Flügel oder
Strömungen innerhalb einer Volkspartei artikulieren wollten. Dass es davon
jetzt nicht nur eine gibt, sondern auch eine zweite, das empfinde ich eher
als ein Zeichen von Aktivitäten, also dass sich Mitglieder einfach
artikulieren wollen und gleich gesonnene Mitglieder suchen. Gerade in
Zeiten der sozialen Medien sind solche Initiativen natürlich ganz anders
und viel einfacher handhabbar. Insofern ist das für mich eher ein Ausdruck
von Lebendigkeit.

Frage: Frau Merkel, da Sie vom Zusammenhalt der Gesellschaft als zentrales
Ziel der Regierung gesprochen haben, welchen Anteil hat die Union mit ihrem
Flüchtlingsstreit an der Spaltung der Gesellschaft? Wenn Sie sich die
Sprache im politischen Diskurs auch in den Unionsparteien ansehen - auch
die Verächtlichmachung oder massive Infragestellung von Justiz, auch von
Presse, auch Ihrer eigenen Regierungspolitik -, wie sehr hat der
Rechtspopulismus Ihrer Meinung nach eigentlich schon das Ruder übernommen?

BK'in Merkel: Wir stehen immer vor der Frage, wenn es
Meinungsverschiedenheiten gab oder auch geben wird - das ist ja nicht das
letzte Mal, dass es Meinungsverschiedenheiten gibt -: Soll so ein Streit
ausgetragen werden? Soll darüber eine Auseinandersetzung geführt werden?
Dazu sage ich ein klares Ja.

Ist das nachvollziehbar, was wir dort diskutiert haben? - Da würde ich
sagen: Die Tonalität war oft sehr schroff. Ich messe der Sprache auch eine
sehr, sehr große Bedeutung zu. Ich persönlich werde mich immer wieder sehr
gegen bestimmte Erosionen von Sprache wenden, weil ich glaube, dass es auch
Ausdruck von Denken ist. Deshalb muss man sehr vorsichtig sein. Ich glaube,
das haben ja auch einige jetzt schon versucht zu beherzigen. Das ist ein
Ausdruck politischer Kultur. Er kann Spaltung auch befördern.

Aber jede Art von Auseinandersetzung, von Streit, nun zu vermeiden, damit
die Gesellschaft nicht gespalten erscheint - ich glaube, Versöhnung in
einer Gesellschaft kann nur durch das Austragen von
Meinungsverschiedenheiten geschehen. Die Form, in der das passieren muss,
ist sicherlich noch verbesserungsfähig.

Zusatzfrage: Stimmt es Sie nachdenklich, dass 60 Prozent der Bevölkerung
eine längere Kompromisssuche nicht für eine gute Idee halten und sie mehr
auf eine starke Führung durch starke Männer oder vielleicht auch Frauen
setzen?

BK'in Merkel: Ich denke, dass wir dafür werben müssen - ich werde es
jedenfalls weiter tun -, dass Kompromisse notwendig sind und das Finden von
Kompromissen zum Teil eine gewisse Zeit dauert. Das darf nicht endlos sein.
Es muss zu Ergebnissen kommen. Die Ergebnisse müssen auch klar sein. Aber
aus meiner Sicht ist das in einer komplizierten Welt absolut notwendig.
Eigentlich kann das jeder schon bei sich zuhause erkennen, wenn man zum
Beispiel Meinungsbildung in Familien verfolgt. Je größer sie sind, umso
komplizierter werden sie auch. Da ist Politik im Grunde für eine ganze
Gesellschaft von der Methodik her nichts anderes. Wenn jeder zu Wort kommen
soll, wenn jeder seine Meinung ausdrücken können soll, dann muss auch eine
bestimmte Zeit für diese Meinungsfindung gegeben werden. Ich werde immer
dafür werben, dass ein Kompromiss eine vernünftige Sache ist.

Ich habe sehr oft gesagt: Kompromisse sind Ergebnisse, bei denen die
Vorteile unter dem Strich die Nachteile überwiegen. Aber politische
Entscheidungen sind selten Hundert-zu-Null-Entscheidungen, sondern es sind
sehr oft Entscheidungen, die dann als Ergebnis eines längeren Diskurses
getroffen werden, und dieser Diskurs gehört dazu. Ich werde in meiner
politischen Arbeit dafür werben, dass nicht alles in der ersten Sekunde
entschieden sein kann. Dann näherten wir uns sehr autokratischen Methoden.

Frage: Frau Merkel, ich will auch noch einmal etwas zur NSU fragen. Da
hatten Sie ja nicht nur angekündigt, dass alle Morde aufgeklärt werden,
sondern auch, dass alle zuständigen Behörden in Bund und Ländern mit
Hochdruck daran arbeiten werden. Mich würde noch einmal persönlich Ihr
Urteil dazu interessieren. Wie zufrieden sind Sie jetzt mit Ihrem
Versprechen im Nachhinein?

BK'in Merkel: Ich sage einmal: Wir haben das, was wir normalerweise tun,
sehr intensiv getan. Wir haben einen Untersuchungsausschuss gehabt. Wir
haben danach als Regierung, ich glaube, 47 Maßnahmen vorgelegt bekommen,
die wir umzusetzen haben. Das haben wir getan. Wo immer sich noch einmal
eine Lücke ergibt, wo immer neue Erkenntnisse sein werden, werden wir
wieder handeln. Deshalb betrachte ich das auch nicht als ein
abgeschlossenes Kapitel.

Es bleibt die Frage im Raum - und die kann man im Grunde nur dadurch
beantworten, dass so etwas nicht wieder passiert -: Wie konnte ein so
komplexes schreckliches Vorgehen möglich sein, ohne dass die zuständigen
Behörden es zwischenzeitlich gemerkt und längst aufgeklärt haben? Deshalb
ist das ein sehr dunkler Fleck in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland. Das ist überhaupt keine Frage. Deshalb darf man das Kapitel
auch nicht einfach schließen.

Aber wir haben vieles getan. Wo immer ich darauf aufmerksam gemacht werde,
Weiteres zu tun, werden wir das auch tun.

Zusatzfrage: Ein Punkt wäre zum Beispiel in Hessen. Sie haben ja von allen
zuständigen Behörden in Bund und Ländern gesprochen. In Hessen werden
NSU-Akten jetzt 120 Jahre geheim gehalten, wahrscheinlich um zu vertuschen,
welche Verbindung der Verfassungsschutz dort mit dem NSU hatte. Was halten
Sie davon angesichts Ihres Versprechens? Ist für Sie persönlich
Quellenschutz wichtiger als Aufklärung?

BK'in Merkel: Quellenschutz ist ein Teil des Rechtstaates. Das wissen Sie,
glaube ich, aus eigener Erfahrung auch gut. Aber das muss natürlich immer
im Bereich der Verhältnismäßigkeit sein. Ich habe eben darauf hingewiesen.
Mein Zuständigkeitsbereich - auf den will ich mich nicht zurückziehen, ich
kann natürlich immer wieder mit Betroffenen in den Bundesländern sprechen -
ist erst einmal die Bundesebene, für die ich auch verantwortlich bin.
Ansonsten muss man mit den Ländern darüber sprechen. In den einzelnen
Ländern sind ja noch nicht überall die Untersuchungen abgeschlossen.
Insofern sage ich noch einmal: Das Kapitel kann noch nicht geschlossen
werden.

Frage: Ich springe einmal zur Nahost-Politik. Inwieweit wird sich das
sogenannte Nationalitätengesetz in Israel auf sie auswirken? Ist das für
Sie persönlich noch Diskriminierung, oder trägt es schon Apartheidszüge?
Denn es stimmt ja überhaupt nicht mit den seinerzeitigen Auflagen der Uno
für die Staatsgründung Israels überein.

BK'in Merkel: Ich möchte mich in die inneren Angelegenheiten Israels nicht
einmischen. Ich verfolge die Diskussion natürlich sehr aufmerksam. Ich bin
der festen Überzeugung, dass es das Recht der Existenz für einen jüdischen
demokratischen Staat gibt, im Übrigen zusammen mit einem lebensfähigen
palästinensischen Staat, woran wir immer noch arbeiten und wobei wir leider
wenige Fortschritte sehen.

Es hat eine sehr intensive Diskussion gegeben. Ich denke, dass in dieser
Diskussion sehr, sehr wichtig ist, dass der Minderheitenschutz als Teil der
Demokratie auch eine wirklich wichtige Bedeutung hat. Das ist ja auch seit
dem Gründungsaufruf für den Staat Israel so.

Deshalb kann ich schon verstehen, dass es jetzt eine sehr kontroverse
Diskussion gibt. Aber es ist, wie gesagt, eine Diskussion in Israel, in die
ich mich jetzt nicht direkt einmischen möchte.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, in zwei Wochen jährt sich das Nationale Forum
Diesel. Die Expertengruppe, die eingesetzt worden ist und sich mit der
Frage der Hardwarenachrüstung beschäftigen sollte und wollte, wird
vermutlich nicht zu einem Abschlussbericht kommen. Wird die Bundesregierung
trotzdem in absehbarer Zeit eine Entscheidung fällen, wie es mit
Hardwarenachrüstungen aussieht?

BK'in Merkel: Ja, die Bundesregierung muss eine Entscheidung fällen. Ich
habe jetzt das Zieldatum Ende September gesetzt. Wir haben die Gutachten.
Wir haben die technischen Arbeitsgruppen. Wir haben noch keine
Abschlussberichte dieser Arbeitsgruppen. Aber das kann nicht bis zum
Sankt-Nimmerleins-Tag vertagt werden. Deshalb brauchen wir hierzu eine
gemeinsame Haltung der Bundesregierung. Sie ist zurzeit noch nicht gegeben.
Es gibt sehr unterschiedliche Einschätzungen, auch zwischen den
Autoherstellern, dem Kfz-Gewerbe.

Wir müssen schauen, wie wir unter der Maßgabe der Verhältnismäßigkeit, der
Notwendigkeit, Fahrverbote möglichst zu vermeiden, eine vernünftige Lösung
finden. Ende September.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, welche Schlüsse ziehen Sie aus den
Erkenntnissen über die russische Manipulation der öffentlichen Meinung in
den USA für sich und für Deutschland?

BK'in Merkel: Für Russland ist die sogenannte hybride Kriegsführung, unter
der man vielleicht auch Desinformation verstehen kann, erkennbar oder auch
niedergeschrieben sozusagen ein festgelegtes Mittel, um zu agieren. Wir
setzen alles daran, hier die richtige Faktenlage immer wieder darzustellen
und zu argumentieren. Das haben wir in den vielleicht am sichtbarsten
gewordenen Fällen wie im Fall Lisa oder dann auch zu unseren Soldaten in
Litauen sehr schnell getan und haben damit, denke ich, auch gute Erfolge
erzielt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich möchte noch einmal auf den wochenlangen
Streit um die Flüchtlingspolitik zurückkommen, der uns ja so lange gequält
hat und der, wie ich fand, auch die Regierung fast an den Abgrund geführt
hat. Frau Bundeskanzlerin, können Sie vor diesem Hintergrund eigentlich
noch vertrauensvoll mit dem Bundesinnenminister zusammenarbeiten? Er hat
immerhin Ihre Richtlinienkompetenz infrage gestellt.

BK'in Merkel: Sie haben das Schlüsselwort vielleicht schon genannt. Ich
denke, dass es ganz wichtig ist - dafür bin ich ja verantwortlich -, dass
eine Regierung handlungsfähig ist. Wir haben am Ende dieser
Auseinandersetzung einen gemeinsamen Weg gefunden, der genau den
Richtlinien entspricht, die für mich wichtig sind, dass man nämlich nicht
einseitig, nicht unilateral, nicht unabgestimmt handelt und auch nicht zu
Lasten Dritter. Das hat mich geleitet. Das halte ich auch für eine so
fundamentale Frage, dass man das sozusagen zum Bereich der
Richtlinienkompetenz mit hinzuzählen kann. Für mich ist der Maßstab - das
haben die Väter und Mütter des Grundgesetzes eigentlich gut geregelt -,
dass Minister nur derjenige sein kann, der diese Richtlinienkompetenz
akzeptiert. Dazu gibt es eine Geschäftsordnung der Bundesregierung.

Das Ergebnis unseres Disputes oder unserer Auseinandersetzung war, dass wir
einen Weg gefunden haben, um das entsprechend diesen Richtlinien
durchzusetzen. Darauf setze ich. Dann kann Zusammenarbeit funktionieren.
Wenn das nicht der Fall wäre, könnte Zusammenarbeit in einer Regierung
nicht funktionieren.

Zusatzfrage: Können Sie nachvollziehen, dass viele sagen: "Diese vier
Wochen Streit haben sehr viel Vertrauen gekostet und vor allem viel
Politikverdruss befördert"?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass das so ist und dass wir deshalb aufgefordert
sind, durch weitere Arbeit zu zeigen, dass wir schwierige Probleme auch in
einer anderen Tonalität lösen können. Trotzdem war der Gegenstand des
Streites oder der unterschiedlichen Meinungen einer, um den es sich zu
streiten lohnte. Die Frage, wie wir in Europa vorgehen, ob wir das
einseitig machen, ob wir das unabgestimmt machen, ob wir das zu Lasten
Dritter machen, ja oder nein, ist für mich eine zentrale Frage meiner
Politik, und ich denke, auch mit Blick auf den Rest der Welt gibt es viele,
viele gute Gründe, dass Europa zusammenhält. Diese Pressekonferenz findet
am 20. Juli statt. Der 20. Juli ist nicht irgendein Tag in der deutschen
Geschichte. Viele Menschen haben ihr Leben für Europa, für ein gemeinsames
Europa gelassen. Das sehe ich schon als einen wichtigen Auftrag an, der im
Übrigen auch schon in der Präambel des Grundgesetzes niedergelegt ist.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben schon gesagt, wie wichtig die
transatlantischen Beziehungen noch sind. Aber Präsident Trump hat vor
Kurzem gesagt - ich zitiere -: Die Europäische Union ist ein Feind. - Kann
es sich die Europäische Union noch leisten, Freund und Verbündeter zu sein,
wenn der Präsident sagt, die Europäische Union sei ein Feind?

BK'in Merkel: Aus meiner Sicht müssen wir es uns leisten, weil wir die
Vereinigten Staaten von Amerika als einen wichtigen Partner sehen, auch
wenn er aus unserer Sicht nicht immer eine Politik macht, in der wir immer
gleiche Meinungen haben. Die Geschichte der transatlantischen Beziehungen
zeigt ja, dass es dabei auch viele Konflikte gab. Aber es lohnt sich
allemal, diese Konflikte zu lösen. Ich hoffe, dass wir auch weiterhin die
Kraft dazu aufbringen. Deshalb kann ich mir diese Wortwahl nicht zu eigen
machen. Ich habe einen anderen Ansatz.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, gehen Sie mit der derzeitigen
EU-Ratspräsidentschaft in allem konform, was zur Migrations-, Asyl- und
Frontex-Politik vorgelegt wird?

BK'in Merkel: Maßstab für mich ist das, was wir in gemeinsamen
Schlussfolgerungen niederlegen, so auch bei dem letzten Europäischen Rat,
als Österreich die Präsidentschaft ja noch nicht hatte. Wir werden am 20.
September ein informelles Treffen haben, bei dem es auch noch einmal um die
Fragen der Migration geht.

Für mich ist natürlich wichtig, dass wir Außengrenzschutz betreiben. Aber
ich habe die Sorge - ich habe das auch nach dem Europäischen Rat im Juni
deutlich gemacht -, dass dieser Außengrenzschutz als ein völlig einseitiges
Vorgehen verstanden wird. Ich glaube nach meiner persönlichen politischen
Erfahrung, dass wir dies nur im Miteinander mit den Herkunftsländern tun
können. Wir haben ja das EU-Türkei-Abkommen prototypisch verhandelt. Das
war nur möglich, weil man mit der Türkei gesprochen hat. Deshalb muss man
jetzt selbstverständlich auch mit den betroffenen afrikanischen Ländern
sprechen und nicht über sie. Das habe ich auch nach dem Juni-Rat gesagt.
Dieser Aspekt kommt mir manchmal etwas zu kurz, aber wir werden ihn auch
weiter in die Arbeit der Europäischen Union und damit auch in die Arbeit
der österreichischen Präsidentschaft mit einbringen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe zwei Fragen. Sie haben vorhin die
Frage der Fachkräfte angesprochen. Sie werben jetzt Pflegkräfte aus
Albanien und Kosovo an. Meine Frage ist: Wie würden Sie jetzt vorgehen?
Welche konkreten Pläne gibt es dafür?

Meine zweite Frage ist: Die albanische Regierung aus Kosovo ist jetzt in
Brüssel gewesen, um über die Visaliberalisierung mit Federica Mogherini zu
sprechen. Auf der anderen Seite wird aber wieder eine Mauer in Mitrovica
gebaut, der Stadt im Norden von Kosovo. Wie würden Sie diese Lage
kommentieren? Kann Deutschland in Bezug auf die Visaliberalisierung Druck
ausüben?

BK'in Merkel: Für die Visaliberalisierung haben wir eine klare Agenda, die
von der Kommission vorgegeben wurde und die von uns auch unterstützt wird,
was alles sichergestellt sein muss. Diese Agenda muss vom Kosovo
abgearbeitet werden.

Auch für alle Fortschritte im Zusammenhang mit den Beitrittsverhandlungen
haben wir klare Vorgaben sowohl im Blick auf Serbien als auch im Blick auf
das Kosovo, was die serbische Minderheit und bestimmte
Normalisierungsprozesse anbelangt. Insofern sind, denke ich, beide
Roadmaps, wie man ja heutzutage sagt, also Pläne, das, wonach wir uns
richten werden.

Was zum Zweiten die Pflegekräfte anbelangt, so bekommen schon seit geraumer
Zeit jedenfalls in einigen Ländern des westlichen Balkans junge Menschen
oder Menschen, die Interesse an Pflegeberufen in Deutschland haben - das
fällt ja genau unter die Fachkräftefragezuwanderung -, ihre Ausbildung zum
Teil schon dort vor Ort durch deutsche Institutionen. So wird man auch im
Kosovo vorgehen und versuchen, Menschen, die interessiert sind, eine Chance
auf eine Arbeit zu geben.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wir haben eine Umfrage in Auftrag gegeben, wie
zufrieden die Bürger bisher mit der Politik der Bundesregierung sind. Wir
haben darum gebeten, auch Noten zu vergeben. Das Ergebnis ist allenfalls
mittelmäßig bis ausreichend.

Was glauben Sie, warum die Bürger mit der Arbeit der Bundesregierung
unzufrieden sind?

BK'in Merkel: Wir haben ja schon über die letzten Wochen gesprochen. Ich
denke, weder Sie noch ich sind über das Ergebnis vollkommen verwundert,
weil doch ein Thema im Vordergrund stand, weil die Tonalität zum Teil auch
recht harsch war und weil bei den Bürgerinnen und Bürgern vielleicht gar
nicht richtig angekommen ist, dass wir auch die vielen Dinge, die ich zu
Beginn dieser Pressekonferenz extra noch einmal vorgetragen habe, gemacht
haben. Deshalb habe ich es heute noch einmal in den Vordergrund gerückt,
dass sehr viel mehr Arbeit geleistet wurde, als vielleicht nach außen
gedrungen ist. Aber das haben wir uns selbst zuzuschreiben. Deshalb werden
wir schauen, dass wir Konflikte - die wird es, ich sage es noch einmal,
auch weiterhin geben - so austragen, dass darüber die Ergebnisse nicht in
den Hintergrund treten.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was halten Sie angesichts dessen, was in
Helsinki passiert ist, von der Einladung zu einem zweiten Treffen, die
Donald Trump an Wladimir Putin geschickt hat? Halten Sie einen zweiten
Gipfel für sinnvoll?

Wenn ich darf: Medienberichten zufolge fahren Sie dieses Jahr nicht nach
Italien in den Urlaub. Hat das mit den politischen Entwicklungen in meinem
Land zu tun?

BK'in Merkel: Zu meinen Urlaubsplänen sage ich grundsätzlich nichts und
deshalb auch nichts in diesem Jahr. Das ist aber nichts Neues.

Zweitens: Ich finde, dass es wieder zur Normalität werden muss, dass sich
russische und amerikanische Präsidenten treffen. Denn es ist ja richtig,
dass wahrscheinlich 90 Prozent des Nuklearwaffenarsenals in den Händen
dieser beiden Länder liegen. Schon allein aus Abrüstungsgründen gibt es
viele Themen, die man dort besprechen muss, aber auch aus vielen anderen
Dingen heraus. Deshalb freue ich mich über jedes Treffen.

Ansonsten kann ich die Einladung von zwei Staatschefs natürlich nicht
kommentieren. Aber immer, wenn gesprochen wird, ist das im Grunde gut für
alle - gerade wenn zwischen diesen beiden Ländern gesprochen wird. Dass
seit, glaube ich, 2005 kein russischer Präsident mehr in den Vereinigten
Staaten von Amerika war, muss ja nicht die Normalität sein.

Frage: Ich möchte noch einmal auf das transatlantische Verhältnis zu
sprechen kommen. Jean-Claude Juncker reist nächste Woche nach Washington,
um zu versuchen, einen drohenden Handelskrieg noch abzuwenden - Stichwort
"Autozölle". Was ist Ihre Erwartung? Kann das noch abgewendet werden?

Wie sollte die EU in dieser Frage - Stichwort "Handelskrieg" - generell auf
Donald Trump reagieren, eher mit Härte oder eher abgestuft nach dem Motto:
"Wir halten uns Gegenmaßnahmen eventuell offen, aber wollen erst einmal
verhandeln"? Was ist Ihre Strategie?

BK'in Merkel: Natürlich agieren wir nur, wenn Maßnahmen notwendig sind. Wir
werden sie nicht schon vorfristig in Kraft setzen; das ist klar.

Was den Handel anbelangt, haben wir eine sehr ernste Situation auf der
Welt; das will ich ganz deutlich sagen. Die große Finanzkrise in den Jahren
2007 und 2008 konnten wir überhaupt nur deshalb bewältigen, weil wir nicht
unilateral, sondern weil wir multilateral gehandelt haben. Wir haben damals
das Format der G20 auf Ebene der Staats- und Regierungschefs eingeführt.
Wir haben alle miteinander - Sie erinnern sich an den Übergang der
Präsidentschaft von Bush zu Obama - Konjunkturprogramme aufgelegt. China
hat damals einen großen Beitrag dafür geleistet, dass die Weltwirtschaft
nicht in eine Rezession abgerutscht ist. Wir haben uns ein gemeinsames
Regelwerk für Finanzinstitutionen gegeben und auch bestimmte Grundsätze
definiert. Dieser Weg hat uns im Grunde aus einer extrem komplizierten
Situation herausgeführt.

Deshalb glaube ich, dass wir jetzt an einem Punkt stehen, der auch dazu
führt, dass die internationalen Organisationen wie der IWF die
Wachstumsprognosen nach unten korrigieren. Wir haben schon erhebliche Zölle
und auch Gegenmaßnahmen gegenüber China. Wir haben für Europa die Stahl-
und Aluminiumzölle.

Gerade an der Automobilindustrie sieht man, wie eng die globalen
Wirtschaftsketten miteinander verflochten sind. Wenn Zölle auf Autoexporte
aus Amerika nach China erhoben werden, dann bedeutet das für deutsche
Unternehmen letztendlich schon wieder, dass sie ihre Gewinnprognosen
verändern müssen. Daran sieht man ja die ganze Verflechtung. Wir haben ja
nicht nur Autos, die aus Europa nach Amerika exportiert werden, sondern wir
haben ja auch über 400 Autos, die in Amerika hergestellt und im
Wesentlichen in den Rest der Welt exportiert werden. Das größte BMW-Werk
steht nicht in Deutschland, sondern in Spartanburg in South Carolina. Diese
Verflechtung ist, denke ich, auch bei den Anhörungen in Washington zur
Sprache gekommen. Deshalb sehen wir diese potenziellen Zölle in dem Bereich
zum einen als Verstoß gegen WTO-Regeln, aber zum anderen eben auch als eine
wirkliche Gefahr für die Prosperität vieler auf der Welt.

Deshalb ist die Reise von Jean-Claude Juncker aus unserer Sicht wichtig. Er
wird dort Vorschläge machen, wie man in einen Gesprächsprozess kommen kann,
um das abzuwenden. Ich will mich hier jetzt nicht mit Erwartungen oder
Prognosen beschäftigen, sondern wir, alle Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union, haben gesagt: Jean-Claude Juncker soll diese Reise nach Washington
übernehmen. Wir werden einheitlich als Europäer auftreten. Dann müssen wir
das Ergebnis der Gespräche abwarten.

Zusatzfrage: Wie soll die EU auftreten, eher hart oder eher konziliant?

BK'in Merkel: Sie soll die Dinge beim Namen nennen - das habe ich ja eben
auch getan -, unsere Überzeugung, dass wir denken, dass das mit den
WTO-Regeln nicht vereinbar ist. Wir wollen diese Zölle nicht. Wir glauben,
dass wir uns gegenseitig schaden, dass nicht nur uns in der Europäischen
Union geschadet wird, sondern dass das viel breitere Auswirkungen haben
kann. Mit dieser klaren Position fährt Jean-Claude Juncker nach Amerika, um
auch Möglichkeiten für Gespräche zu unterbreiten.

Wir haben im Grunde zwei Reaktionsmöglichkeiten. Die eine Möglichkeit ist,
dass wir, wenn wir WTO-konform handeln wollen, zu einer breiten Palette von
Produkten in Gespräche eintreten. Die andere Möglichkeit ist, dass wir uns
mit den Vereinigten Staaten von Amerika sektoral in Bezug auf Zölle
befassen. Dann müssen wir aber entsprechend dem WTO-Regime allen anderen
Ländern der Welt, mit denen wir im Autobereich handeln, die gleichen
Begünstigungen geben. Das sind die zwei möglichen Ansatzpunkte.

Jetzt wird man darüber reden, was möglich ist, in welchen Prozess wir
eintreten können. Das ist unsere präferierte Vorgehensweise. Sollte das zu
keinem Ergebnis führen, werden wir uns natürlich auch - Sie haben ja
gehört, dass die Europäische Kommission daran arbeitet - mit Gegenmaßnahmen
beschäftigen. Aber das ist die mit Abstand schlechtere Lösung.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe eine Frage zur politischen Kultur. Im
Nachklapp des Helsinki-Gipfels erleben wir gerade, dass die Halbwertzeiten
von Aussagen von Staats- und Regierungschefs relativ kurz geworden sind.
Wenn ich mit Menschen in Russland rede, sagen diese mir, Lüge sei ein
adäquates Mittel der Außenpolitik, ganz klar, Stichwort "grüne Männchen".

Mich würde interessieren: Frustriert Sie das manchmal? Haben Sie das
Gefühl, dass sich damit vielleicht auch etwas auf das deutsche System
auswirkt, dass sich hier die politische Kultur nachhaltig verändert und
Schaden nimmt?

BK'in Merkel: Ich denke, es gibt schon eine Veränderung in der politischen
Kultur. Sie ist einerseits durch die völlig veränderten Möglichkeiten der
sozialen Medien getrieben. Das ist gar keine Frage.

Ich denke auch, dass es sehr wichtig ist, dass wir uns von allen Seiten,
sowohl vonseiten der Politik als vielleicht auch von Ihrer Seite, vonseiten
der Journalisten, mit der Frage der Verantwortlichkeit für richtige
Meldungen beschäftigen. Denn eines ist auch klar: In dem Moment, in dem im
Grunde jeder durch die sozialen Medien Teilhaber, Teilnehmer und auch
Akteur im Informationsaustausch ist, ist die Verantwortlichkeit für die
Richtigkeit einer Angabe natürlich viel weiter gestreut. Ich persönlich
denke nicht, dass die Plattformen einfach sagen können, sie seien nichts
weiter als ein physikalisches Bindeglied zwischen verschiedenen Akteuren,
sondern dass jeder, der so große Plattformen betreibt, auch dafür
verantwortlich ist, dass darauf bestimmte Standards eingehalten werden.

Aber das ist ein langer und weiter Weg, weil es dabei um globale
Verbreitungen geht und man mit nationalen Einzelmaßnahmen natürlich nur
bedingt etwas erreichen kann. Jeder kann jetzt ja nur seinen Beitrag dazu
leisten. Ich denke, ich habe schon auf die Frage von der Kollegin gesagt,
dass es mir sehr wichtig ist, dass ich umso mehr versuche, auf meine
Sprache zu achten, präzise zu sein, dass natürlich auch die Fakten stimmen
und dass sozusagen durch Beispielgebung versucht wird, diesen Prozess einer
manchmal auch - so würde ich sagen - gewissen Verwahrlosung ein wenig im
Zaume zu halten, weil ich glaube, dass es zwischen Denken, Sprechen und
Handeln einen ziemlich engen Zusammenhang gibt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe eine Frage zur EU-Asylrechtsreform.
Österreich macht den Eindruck, als gehe es nur noch um Außengrenzschutz.
Das heißt für Österreich auch die Schließung der Mittelmeerroute. Bei
denjenigen, die ein Recht auf Asyl haben, stellt sich die Frage, wo sie
dann noch unterkommen. Wenn die Frage der Verteilung durch die
Ratspräsidentschaft Österreichs gar nicht geklärt wird, ergibt sich ja die
Frage, wie das künftig geregelt wird.

Wirken Sie auf Österreich irgendwie ein, damit man sich doch wieder stärker
um die EU-Asylrechtsreform kümmert?

BK'in Merkel: In der Tat steht der Außengrenzschutz im Augenblick sehr oft
im Zentrum der Diskussionen. Er ist ja auch wichtig; das will ich überhaupt
nicht in Abrede stellen. Aber wie Sie an der deutschen Diskussion gesehen
haben, ist auch die Ordnung und Steuerung der Sekundärmigration für uns
wichtig.

Sie sehen jetzt an Italien, dass von dort aus die Frage der Lastenteilung
oder der Aufgabenteilung wichtig ist. Für Italien war in den
Schlussfolgerungen zum letzten Europäischen Rat zum Beispiel der zentrale
Satz: Die Migration ist nicht nur Aufgabe eines Mitgliedsstaates, sondern
sie ist eine Herausforderung für alle Mitgliedsstaaten. - Deshalb wird
sich, denke ich, aus der unterschiedlichen Interessenlage der einzelnen
Mitgliedsstaaten auch für die österreichische Präsidentschaft ganz
automatisch die Aufgabe ergeben, sich mit verschiedenen Facetten der
Migrationspolitik zu beschäftigen.

Aber richtig ist auch: Die Frage der Verteilung und die Frage der
Solidarität unter den Mitgliedsstaaten ist natürlich sehr viel besser zu
lösen, wenn man beim Außengrenzschutz Erfolge verzeichnen kann.
Gleichzeitig ist das auch für die Flüchtlinge gut, weil dann nicht so viele
Menschen ertrinken oder Schaden nehmen, gerade im Mittelmeer.

Insofern ist Außengrenzschutz für mich eben auch Entwicklungspolitik, auch
Partnerschaft mit Afrika und vieles andere mehr. Andere beschäftigen sich
eben mit den Fragen der Sekundärmigration. Ich denke, die Präsidentschaft
muss und wird sich mit allen Fragen beschäftigen.

Frage: Es geht um den erheblichen Druck auf Deutschland seitens des
amerikanischen Präsidenten wegen der Militärausgaben. Wie würden Sie dieses
Problem lösen? Werden Sie F-35 aus Amerika bestellen und sagen, damit sei
die Sache erledigt, oder werden Sie in die Militärforschung oder die
Forschung für militärische Zwecke zum Beispiel in der Militärindustrie
investieren? Wie werden Sie die zwei Prozent erreichen, die Herr Trump von
Ihnen verlangt?

BK'in Merkel: Die zwei Prozent und die Entwicklung der
Verteidigungsaufgaben jedes Mitgliedsstaates der Nato in Richtung dieser
zwei Prozent sind ja keine neue Entwicklung, sondern das ist ein Beschluss
aus Wales 2014, den wir noch unter der Präsidentschaft von Barack Obama und
noch in ganz anderen Situationen gefasst haben, und zwar nicht deshalb,
weil wir diese Zahlen so wichtig fanden, sondern weil wir gesehen haben,
dass wir ganz neuen Herausforderungen gegenüberstehen. Es war die Zeit nach
der Annexion der Krim, die Zeit nach dem Eingriff in die Ostukraine. Damals
hat man gesagt: Es ist nicht nur so, dass wir durch die Nato so wie zum
Beispiel in Afghanistan agieren müssen, sondern wir müssen auch dem Thema
der Bündnisverteidigung wieder eine größere Bedeutung beimessen. Deshalb
haben alle diese Entwicklung unterstützt.

Wenn man sich anschaut, welche Ausgaben wir an die Nato melden, also
Nato-relevante Ausgaben, dann sieht man, dass Deutschland seine
Verteidigungsausgaben von 2014 - damals waren es 34,7 Milliarden Euro - bis
zum Jahr 2019, wofür jetzt der Haushaltsentwurf vorliegt, auf 46,3
Milliarden Euro erhöht hat. Sie sehen also, dass hier in wenigen Jahren, in
fünf Jahren, ein erheblicher Aufwuchs stattgefunden hat. Das ist auch
bitter notwendig, weil es gar nicht um irgendeine Aufrüstung geht, sondern
im Grunde um eine vernünftige Ausrüstung unserer Bundeswehr.

Wir haben auf der einen Seite eigene europäische Waffensysteme, und wir
haben auf der anderen Seite amerikanische. Wir haben jetzt zum Beispiel
unsere Drohnen aus Israel geleast. Das heißt, wir agieren auf dem gesamten
internationalen Markt je nach der Qualität und der Notwendigkeit. In den
letzten anderthalb Jahren haben wir auch eine massive Stärkung unserer
europäischen Verteidigungsinitiativen erlebt, und zwar durch die
strukturierte Zusammenarbeit und durch die Schaffung eines
Verteidigungsfonds, der auch dazu genutzt wird, gemeinsame europäische
Waffensysteme zu entwickeln.

Wir haben in Europa zurzeit 178 Waffensysteme. Die Amerikaner haben weniger
als 50. Daran können Sie auch ermessen, wie ineffizient unsere Gelder
ausgegeben werden. Denn jedes Waffensystem bedarf einer speziellen Wartung,
einer speziellen Ausbildung und ist nicht kompatibel mit dem
Nachbarwaffensystem. Deshalb werden wir in den nächsten Jahren - man muss
sagen: Jahrzehnten - auf eine Vereinheitlichung in Europa hinwirken. Wir
werden zum Beispiel auch ein gemeinsames europäisches Kampfflugzeug
entwickeln; nicht wie heute, wo wir den Eurofighter und gleichzeitig die
Rafale haben, sondern hier wird es gemeinsame Entwicklungen geben.

Das kann auch für die Wettbewerbssituation gut sein, denn wir wissen zum
Beispiel, dass die Gründung von Airbus im zivilen Bereich der Luftfahrt
dazu geführt hat, dass wir heute zwei große Anbieter haben. Das ist, glaube
ich, insgesamt für den Wettbewerb auf der Welt sehr gut. Das heißt, man
muss sich nicht einseitig auf Systeme eines Herstellers konzentrieren,
sondern ein gewisser Wettbewerb ist insgesamt gut. So werden wir in Europa
vorgehen. Dort, wo es Gründe gibt, auch amerikanische Systeme zu kaufen,
wird man das tun, aber wir haben auch einen eigenen europäischen Anspruch.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben vor ungefähr einem Jahr in München
eine Rede gehalten und gesagt oder signalisiert, dass sich Deutschland und
Europa nicht mehr auf die Vereinigten Staaten verlassen könnten und ihr
Schicksal in die eigene Hand nehmen sollten. Manche beklagen, dass seitdem
nicht viel geschehen sei. Verstehen Sie das und diese Kritiker?

Würden Sie sagen, dass Deutschland eine neue transatlantische Strategie
braucht? Ist das irgendetwas, das sich die Bundesregierung überlegt?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass der Satz wahr ist und sich auch durch die
Ereignisse danach weiter bestätigt hat, dass wir uns nicht einfach auf die
Ordnungsmacht und Supermacht Vereinigte Staaten von Amerika verlassen
können. Ich finde, es ist auch legitim, dass Europa seine Rolle in der
globalen Ordnung findet; denn die geographische Verortung Europas ist eine
in einem ziemlich unruhigen Bereich der Welt. Wir haben nicht nur Russland
als unseren Nachbarn, sondern wir haben vor allen Dingen auch den Mittleren
und den Nahen Osten als unsere Nachbarn. Es gibt die Tatsache, dass der
Kontinent, auf dem die wirtschaftliche Entwicklung am wenigsten so
dynamisch stattgefunden hat, wie wir uns das wünschen, unser Nachbar Afrika
ist, und das fordert Europa heraus. Ich verstehe in dem Sinne auch, dass
die Vereinigten Staaten über Europa sagen: Ihr müsst in der Welt des 21.
Jahrhunderts eine stärkere und gewichtigere Rolle bei der Lösung nicht nur
militärischer, sondern auch politischer Konflikte einnehmen.

Dem wird Europa zum Teil gerecht. Ich finde, dass eine der
beeindruckendsten und auch relativ zügig umgesetzten Dinge wirklich die
strukturierte Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich ist - nicht gegen die
Nato, sondern als Stärkung der Nato, aber natürlich auch mit der
Möglichkeit, alleine zu agieren. Ich glaube nämlich nicht, dass die Nato
zum Beispiel bei allen Konflikten in Afrika eine Rolle spielen wird. Das,
was wir jetzt in Mali machen, und Ähnliches sind ja Ausdruck dessen, dass
man nicht einfach Frankreich damit alleine lässt, sondern dass es da auch
mehr europäische Initiativen gibt.

Wir müssen eine gemeinsame Antwort auf die Herausforderung der Migration
finden. Da sind wir noch mitten im Prozess. Es ist ja unverkennbar, dass
das Europa unter erhebliche Spannung setzt. Die Tatsache, dass man mehrere
Stunden über den Satz diskutiert, dass die Migration nicht nur für ein
einzelnes Mitgliedsland, sondern für alle Mitgliedstaaten der Europäischen
Union eine Herausforderung ist, zeigt ja, wie zerrissen wird da zum Teil
auch noch sind. Aber ich glaube, für die Zukunft Europas - ich habe das oft
gesagt - ist die Frage, ob wir das Migrationsthema in all seinen Facetten
gemeinsam lösen können, von entscheidender Bedeutung.

Ich würde also sagen: Die Europäische Union ist in einem
Transformationsprozess. Sie erkennt den Ernst der Lage an. Aber es ist noch
nicht entschieden, ob wir den Herausforderungen schnell genug gerecht
werden. Wir haben eine große wirtschaftliche Herausforderung - eines Tages
sicherlich auch eine militärische - durch das Erstarken von China. Wir
müssen unsere Beziehungen zu Russland ordnen. Wir haben also viel zu tun.
Der Ordnungsrahmen auf der Welt verschiebt sich; das ist vollkommen klar.
Das, was wir für viele Jahrzehnte für ganz natürlich gehalten haben,
nämlich dass sich die Vereinigten Staaten von Amerika als Ordnungsmacht für
die ganze Welt verstehen - im Guten und im Schlechten, sage ich einmal -,
ist so für die Zukunft nicht mehr gesichert, und deshalb kommen ganz andere
Fragestellungen auf uns zu.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben bereits den Kabinettsbeschluss zu
den sicheren Herkunftsländern angesprochen. Was erwarten Sie denn von den
auch von Unionsministerpräsidenten geführten Landesregierungen an Druck auf
die Grünen? Welche Appelle würden Sie an die Grünen richten, damit es nicht
wieder wie in der letzten Legislaturperiode zu einer Hängepartie und einer
Blockade im Bundesrat kommt?

Glauben Sie, dass die Absagen von Libyen und Tunesien an Einrichtungen in
ihren Ländern das letzte Wort in dieser Frage sind?

BK'in Merkel: Die Absagen haben mich erst einmal nicht verwundert, weil ich
ja mit Libyen und Tunesien schon selbst oft über solche Fragen gesprochen
habe. Man wird immer weiter miteinander im Gespräch bleiben. Sie müssen
sich einmal die Situation in Libyen vorstellen. Libyen haben wir ja im
Grunde doch schon eine große Aufgabe zugewiesen, nämlich dass die libysche
Küstenwache die Flüchtlinge, die sie an Land bringt, dann ja auch wieder
beherbergen muss. Das tut sie zum Teil zusammen mit dem UNHCR und mit der
Internationalen Organisation für Migration. Libyen ist ja durch seine
schwache Staatlichkeit in eine Situation geraten, in der es wirklich ein
Transitland für viele Herkunftsländer ist. Deshalb, glaube ich, hilft man
Libyen am meisten, indem wir auch selbst mit den Herkunftsländern sprechen;
denn Libyen selbst ist ja gar nicht das Herkunftsland.

Zweitens, wenn Sie immer von "Druck ausüben" sprechen: Politik arbeitet
daran, Lösungen zu finden. Das funktioniert nicht am allerbesten, indem man
umso mehr Druck ausübt. Die Grünen in den Koalitionen haben bestimmte
Überzeugungen, und jetzt geht es darum, mit Argumenten darum zu werben,
dass man das, was wir für richtig halten, nämlich sichere Herkunftsländern
in den genannten Fällen festzulegen, auch erreichen kann. Es gibt in den
Koalitionen ganz klare Abreden dazu, wie man sich verhält, wenn ein
Koalitionspartner nicht zustimmt. Diese Abreden nutzt die CDU sehr häufig
in den Koalitionen, und dann kommt es zu einer Enthaltung des Landes. Jetzt
werden die anderen Koalitionspartner - in diesem Falle die Grünen oder
manchmal auch die FDP - das für sich natürlich auch in Anspruch nehmen.
Insofern geht es um Argumente, um Überzeugung und darum, dass man
miteinander spricht.

Der Bundesrat ist ein eigenständiges Verfassungsorgan, und seine
Meinungsbildung ist genauso wichtig wie die Meinungsbildung des Bundestags.
Die Zusammensetzung des Bundesrats ist sehr divers, und insofern werden wir
intensive Gespräche führen müssen. Das werden die Ministerpräsidenten der
Union auch tun - davon bin ich zutiefst überzeugt -, weil es unsere
gemeinsame Überzeugung ist, dass wir diese sicheren Herkunftsländer
brauchen. Das werden auch die Ministerpräsidenten der SPD tun. Aber
Koalitionen werden nach einem bestimmten Prinzip geführt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Donald Trump hat Deutschland mehrmals
kritisiert. Warum, denken Sie, tut er das? Was hat er gegen Deutschland?
Was denken Sie darüber, dass er Deutschland so explizit kritisiert?

BK'in Merkel: Ich nehme es erst einmal zur Kenntnis. Ich habe da jetzt
nicht nach der Motivation geforscht, sondern ich versuche, mit meinen
Argumenten zu antworten. Sicherlich haben wir ja sehr enge Verflechtungen
mit den Vereinigten Staaten von Amerika, gerade, was den Handel anbelangt.
Wir sind ein Land unter den europäischen Ländern, das sehr intensiv mit
Amerika handelt, und deshalb sind wir vielleicht auch prototypisch für eine
Gesamtsituation.

Ich glaube, dass wir Argumente austauschen müssen. Wenn zum Beispiel der
Handelsüberschuss Deutschlands oder Europas gegenüber den Vereinigten
Staaten von Amerika genannt wird, dann ist es wichtig, zu sagen: Das
stimmt, wenn wir uns nur die Waren und die Güter anschauen. Wenn wir aber
Dienstleistungen und die in die Vereinigten Staaten von Amerika
zurücküberwiesenen Gewinne hinzuaddieren, wenn man sich also die
Leistungsbilanz insgesamt anschaut, dann sieht das ganz anders aus. Dann
haben wir eine ausgeglichene bis für die Vereinigten Staaten von Amerika
leicht positive Leistungsbilanz. Die ist für mich relevanter. Solche
Argumente versuche ich einzubringen.

Aber sicherlich hat das auch etwas mit unserer ökonomischen Größe zu tun.
Ich habe immer wieder gesagt: Bei den Verteidigungsausgaben sind wir nicht
in der Spitzengruppe der europäischen Länder. Viele Osteuropäer sind hier
weiter, Großbritannien ist weiter, Frankreich ist besser. Das bedeutet
eben, dass wir unseren Verteidigungsetat auch weiter steigern werden.

So versuche ich einfach, mich mit der Kritik auseinanderzusetzen, aber auch
eine eigenständige, souveräne Antwort zu geben. Die stimmt nicht in allem
mit den Betrachtungen des amerikanischen Präsidenten überein, und darüber
haben wir uns ja auch intensiv ausgetauscht.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, alle Ihre Vorgänger hatten es nicht in der
Hand, Ihren Abschied irgendwann selbstbestimmt einzuleiten, weil es immer
etwas gab, das sie davon abhielt, weil sie dachten, jetzt könnten oder
dürften sie nicht gehen. Sind Sie mit sich und Ihrer Politik im Reinen,
oder gibt es noch das eine große Thema, die eine große Herausforderung -
zum Beispiel den Zusammenhalt der Gesellschaft -, die an Ihnen noch nagt,
die Sie erledigen wollen?

BK'in Merkel: "An mir nagen" ist ein schöner Begriff. - Sie haben ja eben
schon an der Antwort auf die Frage nach der globalen Ordnung gesehen, dass
ich glaube, dass wir im Augenblick in einer sehr interessanten, spannenden
und auch die Zukunft sehr bestimmenden Zeit leben, weil sich doch einiges
in der globalen Ordnung verändert. Deshalb erfordert die politische
Tätigkeit für mich als Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland schon
allerhöchste Aufmerksamkeit. Aber das sind ja Prozesse, die sicherlich weit
über meine eigene Amtszeit hinausgehen. Ich kann nicht finden, dass ich im
Augenblick nicht gefordert bin.

Ich habe gegenüber den Menschen in Deutschland im Zusammenhang mit der
Bundestagswahl die Aussage getroffen, dass ich für diese Legislaturperiode
zur Verfügung stehe. Alles andere wird man erst im Rückblick entscheiden
können; darüber brauchen wir heute nicht zu spekulieren. Zu tun ist
jedenfalls genug; das will ich deutlich mitteilen.

Das Wort "nagen" beschreibt das eigentlich nicht, sondern das sind ja
Aufgaben, die sich aus der Aufgabe ergeben, zu versuchen, für das Wohl des
Landes das möglichst Richtige zu tun - natürlich mit anderen zusammen.

Zusatzfrage: Sie haben jetzt zweimal gesagt, dass die Weltordnung so unter
Druck sei. Sie haben das beim Katholikentag im Mai einmal als einen Zustand
beschrieben, der kurz vor Kriegsausbrüchen - Dreißigjähriger Krieg usw. -
entstanden ist. Sie beschreiben ja noch etwas vorsichtig, dass die
Weltordnung unter Druck geraten ist. Aber für wie gefährlich halten Sie
diese Situation? Wie nah stehen wir an dem Abgrund, dass diese Ordnung, wie
Sie damals sagten, "schwupp, im Eimer" sein kann?

BK'in Merkel: Ich habe das eigentlich im Zusammenhang mit der Frage gesagt
oder sagen wollen, ob wir aus der Geschichte gelernt haben. Wir haben uns
sehr viel damit befasst, gerade wir als Deutsche, ob wir aus der Geschichte
des Nationalsozialismus und aus dem, wie die Bundesrepublik Deutschland
entstanden ist, etwas gelernt haben. Ich habe den 20. Juli schon erwähnt,
der dafür auch ein ganz besonderer Tag ist.

Ich glaube, dass wir jetzt in einer Zeit leben, in der die Zeitzeugen
dieser schrecklichen Phase deutscher Geschichte mehr und mehr sterben, in
der wir als nachfolgende Generationen vor der Verantwortung stehen,
richtige Entscheidungen zu treffen, und dass sich in dieser Phase
entscheiden wird, ob wir wirklich aus der Geschichte gelernt haben oder ob
das von den zukünftigen Generationen sozusagen doch nicht so verinnerlicht
wurde. Deshalb sind mir bestimmte Prinzipien so wichtig, über die sich
jetzt ja auch eine ganze Auseinandersetzung entwickelt hat: Machen wir
einfach aus Verzweiflung darüber, dass alles so langsam geht oder das es
doch nicht so passiert, wie wir es wollen, jetzt auch unsere eigenen Dinge,
oder fühlen wir uns auch dann, wenn es für uns schwierig ist, Europa
wirklich verpflichtet? - Das ist für mich eine sehr grundsätzliche Frage.

In diesem Kontext meinte ich das. Wir können hier also zeigen, dass wir aus
der Geschichte etwas gelernt haben.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch einmal zurück zum Streit mit Horst
Seehofer: Das ist ja nicht nur eine Frage der Tonalität, sondern auch eine
Frage der Autorität gewesen. Es ist ein bisschen der Eindruck entstanden,
dass man als Minister und als Koalitionspartner so ziemlich alles tun kann,
wenn es denn nicht Ihre Richtlinienkompetenz berührt. Wie wollen Sie dem
entgegenwirken, dass eben der Eindruck entstanden ist, man könne erpressen
und Ultimaten stellen, und solange das nicht direkt Ihre
Richtlinienkompetenz betrifft, passiert auch nichts, unternehmen Sie auch
nichts?

Ganz kurz eine zweite Frage, anschließend an die Frage von der Kollegin:
Sie haben gesagt, dass Sie den Wählern versprochen haben, für diese
Legislaturperiode zur Verfügung zu stehen. Können Sie den Wählern denn auch
sagen, ob Sie für eine weitere Legislaturperiode definitiv nicht zur
Verfügung stehen?

BK'in Merkel: Es gibt für alle Dinge einen geeigneten Zeitpunkt.

Was die erste Frage anbelangt, so habe ich ja von der Handlungsfähigkeit
einer Regierung gesprochen. Die Frage, um die es ging, hat schon die
Richtlinienfrage betroffen. Aber ich sage noch einmal: Es geht um das
Handeln. Wir haben einen Kompromiss gefunden, entlang dessen wir jetzt
handeln und der nach meiner festen Überzeugung auch von meinen
Überzeugungen abgedeckt ist. Das ist das, was für mich entscheidend war.

Zusatzfrage: Ist die Frage, dass in der Öffentlichkeit der Eindruck
entsteht, dass Ihre Autorität angekratzt ist, zweitrangig?

BK'in Merkel: Erstrangig ist, dass die Handlungen der Regierung
entsprechend den Richtlinien, die die Bundeskanzlerin vorgibt, erfolgen.
Der Einschätzung, dass Schaden entstanden ist und dass es deshalb besser
wäre, man würde solche Meinungsunterschiede anders lösen, habe ich ja heute
hier schon mehrfach zugestimmt. Aber wir haben sie gelöst, und die
Regierung hat sich als handlungsfähig erwiesen - in einer Frage, die
durchaus richtlinienrelevant war.

Frage: Der amerikanische Präsident hat sich ja in dieser Woche - Stichwort
Montenegro - noch einmal zur Nato geäußert. Wie interpretieren Sie die
Aussagen? Gehen Sie davon aus, dass er die Richtlinienkompetenz infrage
stellt oder abschwächen will?

BK'in Merkel: Ich glaube, Sie meinen jetzt nicht die Richtlinienkompetenz,
sondern den Artikel 5.

Zusatz: Entschuldigung, ich wollte "Beistandspflicht" sagen.

BK'in Merkel: Der Artikel 5, die Beistandspflicht, ist ein zentrales
Element der Nato, und nach meiner Auffassung gilt dieser Artikel 5 für alle
Mitgliedstaaten der Nato, nicht nur für große oder für kleine oder für
einige. Montenegro hat sehr, sehr viele Anstrengungen unternommen, um
Mitglied der Nato zu sein, und es hat auch viel Einflussnahme in
Wahlkämpfen gegeben. Insofern freue ich mich über das Mitglied Montenegro.
Es ist ja auch ein Staat des westlichen Balkans, der ja auch eine
europäische Aufnahmeperspektive hat. Sicherlich liegt dafür noch viel
Arbeit vor uns, aber für jeden Mitgliedstaat gilt der Artikel 5 und damit
die Beistandspflicht.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie sagten ja eben: Ich habe es versprochen,
deswegen bleibe ich bis 2021. - Aber hatten Sie angesichts dieses doch
recht dichten, anstrengenden letzten Jahres jemals Zweifel daran gehabt, ob
Sie noch die richtige Kanzlerin sind, oder bestärken Sie diese
Schwierigkeiten der Vergangenheit eigentlich dabei, "Jetzt erst recht" zu
sagen?

BK'in Merkel: Ich habe keine Veranlassung, von dem, was ich immer gesagt
habe, abzuweichen, und deshalb habe ich es heute so wiederholt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, haben Sie die Migrationskampagne der CSU
zeitweise für einen Putschversuch gehalten, also den Versuch, Sie zu
stürzen? Haben Sie dabei einmal an Rücktritt gedacht?

BK'in Merkel: Ich habe diese Frage, um die wir gestritten haben, für eine
sehr grundsätzliche Frage gehalten und deshalb ja auch die Maßstäbe sehr
früh formuliert. Für mich war es wichtig, dass wir einfach ein
verlässlicher Partner auch in Europa bleiben. Ich glaube, wir haben jetzt
Wege gefunden, auf denen wir das erreichen können, und insofern will ich
das nicht weiter kommentieren. Aber das war schon eine grundsätzliche
Frage.

Ich glaube, dass wir im Übrigen sehr viel stärker deutlich machen sollten,
dass wir zwar nicht alle Probleme der Migration gelöst haben und ich ja
deshalb auch die allerallermeisten Maßnahmen des Masterplans des
Bundesinnenministers unterstütze, dass wir schon in der
Koalitionsvereinbarung eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen haben und dass
wir schon vorher eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen haben, aber dass wir
auch deutlich machen sollten, dass wir sichergestellt haben, dass wir
Vorsorge dafür getroffen haben, dass sich 2015 nicht wiederholt. Das können
wir den Menschen auch mit guter Überzeugung sagen. Das heißt also, ich
argumentiere oder versuche zu argumentieren, dass wir die Dinge positiv
sehen, obwohl sie noch längst nicht alle gelöst sind.

Zusatzfrage: Darf ich noch einmal nachfragen, ob Sie im Zuge dieser
Auseinandersetzung auch einmal an einen Rücktritt gedacht haben und ob Sie
sich - gegebenenfalls aus welchen Gründen - dagegen entschieden haben?

BK'in Merkel: Nein. Wenn ich in der Mitte einer wichtigen
Auseinandersetzung bin, dann muss ich ja meine Kräfte darauf konzentrieren.

Frage: Da wir das Wort Rücktritt schon in den Mund genommen haben: Gehen
Sie davon aus, dass Sie noch einmal einen Rücktritt angeboten bekommen
werden?

Die andere Frage ist: Wird das Bundeskabinett in dieser Besetzung das Ende
der Wahlperiode 2021 erleben, abgesehen von Ihnen?

BK'in Merkel: Sie können feststellen, wer welche Worte in den Mund genommen
hat. Ich möchte das jetzt nicht weiter kommentieren.

Wie das Kabinett am Ende der Legislaturperiode aussehen wird, kann ich
heute nicht sagen. Im Augenblick arbeite ich gerne mit allen Ministern
zusammen.

Frage: Frau Merkel, hinter Ihnen liegt ja ein sehr intensives Jahr, um es
einmal vorsichtig auszudrücken. Mich würde interessieren, wie erschöpft Sie
tatsächlich sind, wenn Sie einmal für einen Moment ganz ehrlich sein
können.

Zweiter Teil der Frage: Inwiefern ist diese kollektive Erschöpfung, von der
ja viele Politiker auch aus der Regierung klagen, möglicherweise auch ein
Grund dafür, dass die politische Auseinandersetzung im Moment oft so hart
geführt wird, und vielleicht auch dafür, dass so ein Streit wie zuletzt der
in der Union eben eskaliert?

BK'in Merkel: Ich klage nicht. Ich will nicht verhehlen, dass ich mich
freue, wenn ich jetzt ein paar Tage Urlaub habe und etwas länger schlafen
kann. Aber ich klage überhaupt nicht. Die Zeiten sind fordernd, und wir
müssen versuchen, diesen Forderungen zu entsprechen. Ich freue mich, wenn
ich jetzt gerade in den letzten Tagen auch einmal andere Themen der Politik
in den Mittelpunkt stellen kann, von der künstlichen Intelligenz bis zum
Besuch eines Pflegeheims. Die Welt ist ja politisch sehr viel breiter, als
es vielleicht an manchem Tag den Eindruck macht. Das erfreut mich.

Ansonsten glaube ich, dass sich bestimmte Mechanismen - ich sage es noch
einmal: auch durch die neue Medienvielfalt - verändert haben und dass die
globale Ordnung, wie ich schon gesagt habe, in einer bestimmten
Drucksituation ist. Das fordert uns natürlich auch. Wir sind ein Teil
dieser Welt und müssen unseren Platz immer wieder neu finden. Deutschlands
Verantwortung steigt, Deutschlands Aufgaben steigen. Der wirtschaftliche
Fortschritt ist nicht in Stein gemeißelt und auch nicht gesetzlich
verankert, sondern wenn man sieht, mit welcher Verve sowohl die Vereinigten
Staaten von Amerika als auch China und andere asiatische Länder im Bereich
der Digitalisierung vorangehen - viele Innovationen kommen nicht mehr aus
Europa, sondern sie kommen von anderen Kontinenten; das haben wir vor 50
Jahren so nicht gekannt -, dann fordert uns das.

Aber ich finde jetzt überhaupt keinen Anlass, darüber zu klagen. Das ist
unsere Aufgabe. Die sollten wir annehmen, und zwar mit Freude an der Sache.
Ich meine, wir leben ja auch in spannenden Zeiten. Wer hätte gedacht, was
alles möglich ist? Das finde ich immer noch faszinierend.

Frage: Ich würde gerne noch einmal zum Thema der EU-Außengrenzen
zurückkommen. Italien scheint es als wirksame Maßnahme des
Außengrenzschutzes zu betrachten, Boote, die gerettete Flüchtlinge an Bord
haben, nicht mehr anlegen zu lassen. Sehen Sie da einen Zusammenhang?

Ist es im Sinne eines stärkeren EU-Außengrenzschutzes gerechtfertigt, dass
man die Seenotrettung einschränkt? Wofür werden Sie sich dabei auf EU-Ebene
einsetzen, was sowohl die EU-Mission Sophia als auch die privaten Retter
betrifft, unter denen ja vor allen Dingen viele Deutsche sind, die derzeit
auf Malta festsitzen?

BK'in Merkel: Die Seenotrettung ist ja erst einmal eine internationale
Aufgabe, aus der man sich sowieso nicht herausziehen kann. Man kann nur
versuchen, Menschen davon abzuhalten, weil sie ihr eigenes Leben ja auch in
Gefahr bringen, unter zum Teil unsäglichen Bedingungen überhaupt aufs Meer
hinauszugehen. Ich glaube, dass es wichtig ist - das haben wir auch in den
EU-Ratsschlussfolgerungen gesagt -, dass sich die privaten Seenotretter
auch an die internationalen Bedingungen halten müssen, also die
Territorialgewässer Libyens achten müssen. Das ist eine Forderung.

Italien diskutiert jetzt in den europäischen Gremien, also in den
entsprechenden Ausschüssen, darüber, wie denn der Satz zu verstehen ist,
dass die Aufgabe eben nicht nur eine Aufgabe eines Landes ist, sondern eine
Aufgabe der gesamten EU. Daran sieht man, dass uns auch im Zusammenhang mit
dem Außengrenzschutz im Grunde das Thema der Solidarität der
Mitgliedstaaten - Deutschland hat ja jüngst auch 50 Flüchtlinge aufgenommen
- immer wieder ereilen wird. Deshalb wird eine Lösung des Gesamtproblems
nicht möglich sein, wenn man nur einen Teil - einen wichtigen, einen sehr
wichtigen Teil - in den Fokus nimmt, sondern man wird sich eben auch mit
den anderen Fragen immer wieder auseinandersetzen müssen. Das ist für mich
das Beispiel dafür.

Zusatzfrage: Aber was bedeutet diese europäische Gesamtlösung für die
deutschen Retter, die jetzt auf Malta festsitzen? Können die so lange
warten, bis es diese europäische Gesamtlösung gibt?

BK'in Merkel: Sicherlich nicht. Ich meine, auf Malta gibt es ja jetzt auch
Gerichtsverfahren oder jedenfalls Ermittlungen, wenn ich das richtig
verstehe. Ich will noch einmal sagen: Es ist wichtig, dass auch die
Nichtregierungsorganisationen, die sich an Rettungen beteiligen, die
Territorialgewässer Libyens respektieren. Ich glaube, über diese Frage wird
dort in Malta verhandelt. Das ist von uns auch in den Schlussfolgerungen
gemeinsam so beschlossen worden. Das ist also nicht eine rein maltesische
Meinung, sondern eine Meinung aller Mitgliedstaaten.

Frage: Frau Merkel, Sie haben im Wahlkampf noch versprochen, dass
Deutschland sein Klimaziel für 2020 einhalten wird. In den
Koalitionsverhandlungen wurde das dann zurückgenommen und darauf
abgeschwächt, dass Sie alles tun werden, um es so weit wie möglich
einzuhalten. Seitdem ist von der Zeit, die bis 2020 noch zur Verfügung
steht, jetzt schon wieder ein Viertel vorbei, und passiert ist nichts -
keine CO2-Steuer, keine Mittel für Sanierungen, keine Sofortabschaltung von
Kohlekraftwerken, die Sie ja in den Jamaika-Sondierungsgesprächen schon
einmal zugesagt hatten. Wäre es nicht an der Zeit, dass Sie auch diese
zweite Hälfte des Versprechens zurücknehmen, oder können Sie irgendetwas
dazu in Aussicht stellen, wie Sie das noch hinbekommen wollen?

BK'in Merkel: Sie wissen, dass wir unsere Prognosen und auch die Aussagen
im Wahlkampf auf der Grundlage des Klimaschutzplans gemacht haben, den
damals die Bundesumweltministerin Barbara Hendricks gemacht hatte. Sie
hatte dafür bestimmte Annahmen zugrunde gelegt. In der Zeit der
Regierungsbildung kamen dann plötzlich neue Annahmen zum Vorschein, muss
ich sagen, die die Differenz zur Erreichung des Klimaziels 2020 sehr viel
größer erscheinen ließen. Wir sind jetzt ja noch bei der Klärung, wie viel
das wirklich ist.

Wir haben dann jetzt in der Großen Koalition gehandelt, indem wir die
Strukturwandelkommission für die Braunkohlegebiete berufen haben. Ich
glaube, es ist auch der richtige Angang, zu sagen: Wir müssen erst die
Perspektiven für die Menschen klären und dann darüber reden, welche
Braunkohlekraftwerke wir abschalten können; wir können nicht einfach nur
den Klimaaspekt sehen und die Zukunft der Menschen nicht sehen. Das ist
politisch vernünftig, deshalb wird diese Kommission auch sehr schnell
arbeiten und daraus dann die entsprechenden Schlussfolgerungen ziehen.

Wir haben uns dann des Weiteren in einem Klimaschutzgesetz verpflichtet,
wirklich sicherzustellen, dass die Klimaschutzziele bis 2030 eingehalten
werden. Auch das wird sehr, sehr anspruchsvoll sein. Für 2020 unternehmen
wir das, was möglich ist und was wir auch vernünftig begründen können.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich möchte auch noch einmal nach Horst
Seehofer fragen: Wenn Herr Seehofer sagt, Sie seien nur Kanzlerin, weil er
das so wollte, wurmt Sie das dann eigentlich überhaupt nicht?

Zweite Frage: Wenn Sie es sich aussuchen könnten, wen würden Sie dann mit
in den Urlaub nehmen, Herrn Trump, Herrn Putin oder Herrn Seehofer?

BK'in Merkel: Die Frage für meinen Urlaub stellt sich für mich nicht -
Urlaub ist Urlaub.

Zur Frage zu Horst Seehofer kann ich nur das wiederholen, was ich schon
gesagt habe: Es war eine harte Auseinandersetzung. Wir haben einen
Kompromiss gefunden, der die Handlungsfähigkeit der Regierung sicherstellt,
und das ist das, was für mich entscheidet.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, können Sie uns sagen, was Ihnen durch den Kopf
gegangen ist, als Sie die Pressekonferenz in Helsinki gesehen haben? Haben
Sie da gedacht: Ja, da sind zwei Regierungschefs wichtiger Länder und die
reden miteinander, das ist ja toll. Oder waren Sie überrascht oder
vielleicht sogar besorgt über das, was da gesagt wurde?

Weil wir gerade beim Ball spielen sind: Sind Sie erleichtert, dass Sie
nicht nach Russland zur WM gefahren sind, um die deutschen Spiele zu sehen?

BK'in Merkel: Nein, überhaupt nicht erleichtert. Ich wäre, wenn wir nicht
die internen Diskussionen gehabt haben, schon gerne gleich zum ersten Spiel
gefahren, das sage ich ganz offen, und ich wäre dann gerne noch einmal zum
Endspiel wiedergekommen. Ich freue mich jetzt oder gratuliere Frankreich
von Herzen - wir haben das Erlebnis vor vier Jahren gehabt. Ich wäre
jedenfalls gerne gefahren; ich bin ja selbst ohne Fußball in Sotschi
gewesen. Mit Fußball wäre ich noch lieber oder zumindest aus anderem Grunde
nach Russland gefahren, das ist gar keine Frage.

Zu Ihrer ersten Frage in Bezug auf die Pressekonferenz: Ich werde dazu
keine Kommentare abgeben. Ich habe mich gefreut, dass die beiden gesprochen
haben, und nehme das, was als Ergebnis da ist, zur Kenntnis. Ich glaube,
dass es richtig ist, dass es weitere solche Treffen gibt; denn die ganze
Agenda konnte ja überhaupt nicht abgearbeitet werden. Insgesamt liegt mir
an verlässlichen Beziehungen zwischen Amerika und Russland. Dass es da
Meinungsverschiedenheiten gibt und dass es da auch große und zum Teil tiefe
Meinungsverschiedenheiten gibt, ist nicht verwunderlich, denn die gibt es
zwischen Russland und Deutschland zum Beispiel auch.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich möchte noch einmal auf das Thema
Seenotrettung im Mittelmeer zu sprechen kommen. Wir haben eben angemahnt,
dass auch zivile Seenotretter die libyschen Hoheitsgewässer respektieren
müssen. Dies vorausgesetzt: Unterstützen Sie die Arbeit ziviler
Seenotretter? Gerade die Deutschen beziehen sich ja unter anderem auch auf
die Cap Anamur, die vor 40 Jahren vietnamesische Boatpeople rettete und
damals vom niedersächsischen Ministerpräsidenten Ernst Albrecht sehr massiv
unterstützt wurde. Gilt Ihre Wertschätzung für die Arbeit ziviler
Seenotretter in vergleichbarer Weise heute?

BK'in Merkel: Ich schätze die Arbeit ziviler Seenotretter,
selbstverständlich, aber wie Sie es schon gesagt haben: vorausgesetzt, dass
auch die Rechtsordnung respektiert wird. Ich schätze sie aber ausdrücklich,
sie haben ja unglaublich vielen Menschen in der Vergangenheit das Leben
gerettet. Über die Situation, die wir jetzt haben, haben wir ja erst
gesprochen, nämlich dass Italien anmahnt, dass es nicht das einzige
verantwortliche Land ist. Mit dieser Situation müssen wir uns jetzt
politisch auseinandersetzen.

Zusatzfrage: Sie haben im Bundestag erklärt, man müsse die libysche
Küstenwache auch ihre Arbeit machen lassen. Nun gibt es auch aktuelle
Berichte, laut denen zum Teil libysches Küstenwachpersonal daran beteiligt
sei, Boote zu versenken, wobei Flüchtlinge ums Leben kommen. Die libysche
Regierung kontrolliert bestenfalls ein Viertel der Lager. Ist es in dieser
Situation nicht notwendig, dass auch zivile Organisationen außerhalb der
Hoheitsgewässer weiterhin eigene Aktivitäten zur Seenotrettung mit
deutscher Unterstützung leisten?

BK'in Merkel: Außerhalb oder innerhalb?

Zusatz: Außerhalb, nur außerhalb.

BK'in Merkel: Zu außerhalb habe ich mich ja geäußert. Der libysche
Ministerpräsident hat es häufig gesagt, gerade heute wieder in einem
Interview: Er wünscht sich noch bessere Unterstützung bei der Ausbildung,
er wünscht sich bessere Ausrüstung. Wir setzen uns dafür ein - und haben
dafür auch finanzielle Unterstützung gegeben -, dass möglichst viele von
denen, die zurückgebracht werden, vom UNHCR und der Internationalen
Organisation für Migration betreut werden. Die libysche Regierung sagt dann
zu Recht: Wir erwarten von euch auch Unterstützung für die Menschen, die
ständig in Libyen leben, und nicht nur das Kümmern um Flüchtlinge. Auch das
ist richtig, weil das natürlich etwas zu tun hat mit der Frage, ob es
offene Lager oder offene Camps in Libyen geben kann - wir plädieren dafür,
dass das nicht geschlossene sind. Aber Libyen hat eben sehr, sehr viele
Flüchtlinge, die noch gar nicht die Ausreise gemacht haben, und deshalb
endet unsere Arbeit auch nicht bei Libyen.

Ich unterstütze aber beziehungsweise ich schätze - ich kann es jetzt zum
dritten Mal oder zum vierten Mal sagen - dort, wo Menschen Menschen retten -
 entsprechend der Gesetzlichkeit -, die Dinge, und ich weiß auch, dass die
libysche Küstenwache noch weit mehr Unterstützung braucht. Wenn uns solche
Fälle bekannt werden, wie Sie sie geschildert haben, dann gehen wir denen
nach, denn wir übernehmen mit der Mission Sophia in gewisser Weise ja auch
eine Verantwortung für die libysche Küstenwache.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, in einem Monat geht das dritte Hilfsprogramm
für Griechenland zu Ende, und damit ein ganzes Kapitel der Eurorettung,
woran Sie sich maßgeblich beteiligt haben. Für Griechenland brachte aber
auch das dritte Programm nicht das nötige Vertrauen, denn sonst würde
Griechenland nicht für die nächsten 40 Jahre an erhöhte Primärüberschüsse
gebunden. Warum dieses Misstrauensvotum an die heutige Regierung
Griechenlands und an die nächste Regierung Griechenlands? Ist das nicht ein
Armutszeugnis für die Politik der Rettung Griechenlands?

BK'in Merkel: Ich glaube, dass man doch zwei Dinge in eine Balance bringen
muss. Das ist auf der einen Seite die Frage, wie lange wir warten, bis
bestimmte Hilfsgelder zurückgezahlt werden, und das ist auf der anderen
Seite die Frage, warum man deshalb auch über eine gewisse Zeit weiter
Erwartungen - wie zum Beispiel die nach Primärüberschüssen - formulieren
muss. Wenn Griechenland keinen Primärüberschuss erwirtschaftet, dann wird
es nicht möglich sein, den Schuldenstand zu reduzieren. Wir haben jetzt ja
schon eine Vielzahl von Maßnahmen ergriffen, um dabei zu helfen, den
Schuldenstand zu reduzieren - immer innerhalb der Regeln, die wir ja auch
haben, also dass es keinen Schuldenschnitt im klassischen Sinne innerhalb
des Euroraums geben kann.

Insofern ist das doch ein guter Kompromiss, wie ich finde. Auf der einen
Seite ist das Programm beendet, ja, aber damit ist Griechenland sozusagen
noch nicht wieder in dem Zustand, dass es nie ein Programm gegeben hat. Ich
glaube - und ich habe mit dem Ministerpräsidenten Tsipras auch darüber
gesprochen -, dass das im August ein wichtiger Tag ist, wenn dieses
Programm beendet ist. Aber die Fortwirkung der Programme ist eben mit
diesem Tag nicht beendet, und deshalb müssen wir uns auch in der Zukunft
aufeinander verlassen können. Ich sehe da also eher einen Vertrauensbeweis,
da wir Griechenland ja auch über Jahrzehnte weiter Zeit geben, aus einer
schwierigen Situation herauszukommen.

Zusatzfrage: Sie sollen Tsipras Ihre Zustimmung für den Aufschub der
Mehrwertsteuer für die griechischen Inseln signalisiert haben. War das eine
Gegenleistung für die Zustimmung Griechenlands zu einem bilateralen
Abkommen für die schnelle Rückführung von Flüchtlingen aus Deutschland nach
Griechenland?

BK'in Merkel: Ich glaube, es ist schon oft gesagt worden, aber ausdrücklich
nein. Ich habe mit ihm intensiv darüber gesprochen, dass wir diese Dinge
absolut nicht verquicken, weil das für keinen von uns beiden in irgendeiner
Weise gut gewesen wäre, und deshalb hat das auch nicht stattgefunden. Jetzt
ist ja ein Weg gefunden worden, wie diese, ich sage einmal, Veränderung des
Programms durch die Verlängerung der reduzierten Mehrwertsteuersätze
kompensiert wird, und darüber wird ja auch der Haushaltausschuss am 1.
August beraten. Ich glaube, dass dieser Weg, der jetzt gefunden wurde, ein
guter Weg ist. Es gab jedenfalls keinerlei Vermischung der verschiedenen
Dinge.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, bei der Abschiebung von Sami A. fühlt sich das
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen bewusst getäuscht; zumindest wurden auf
jeden Fall Gepflogenheiten, die sonst üblich sind, nicht beachtet. Es gibt
Juristenorganisationen, die darin ein Symptom für eine allgemeine
Entwicklung sehen. Da gibt es meinetwegen eine Stadt Wetzlar, die eine
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht umsetzt, die Rechts- und
Fachaufsicht reagiert auch auf eine Mahnung des Verfassungsgerichts nicht;
es gibt das Diktum von der Anti-Abschiebe-Industrie, das auch in diese
Richtung geht. Sehen Sie da eine allgemeine Entwicklung, die Ihnen Sorgen
macht?

BK'in Merkel: Für die Bundesregierung kann ich sagen, dass wir Recht und
Gesetz einhalten wollen und werden, und dass wir das, wo immer das
notwendig ist, auch tun. Ich glaube, dass diese Prinzipien des Rechtsstaats
auch richtig und wichtig sind. Im nordrhein-westfälischen Landtag wird
heute ja noch einmal über den Einzelfall gesprochen. Das grundsätzliche
Bekenntnis ist aber da: Der Rechtsstaat ist die Voraussetzung für
Demokratie.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, wer sich mit dem Bereich Pflege beschäftigt,
der weiß, dass die 8000 zusätzlichen Plätze, die die Koalition für den
Pflegebereich festgeschrieben hat, natürlich viel zu wenig sind. Jens Spahn
bemüht sich und will das noch ein bisschen aufbohren, aber das ist ja alles
ein Tropfen auf dem heißen Stein. Sie waren jetzt ja in so einer
Pflegeeinrichtung und haben die Probleme vor Ort gesehen. Haben Sie
eigentlich als Regierungschefin jetzt einen neuen Erkenntnisstand? Wären
Sie überhaupt in der Lage, umzuschichten und mehr Geld in System zu geben?

BK'in Merkel: Erstens haben wir ja sehr viel mehr Geld in dieses System
gegeben, nämlich 0,5 Prozentpunkte, was über 20 Prozent mehr innerhalb
einer Legislaturperiode waren. Jens Spahn hat jetzt schon bekanntgegeben,
dass die Leistungen, die wir versprochen und auch zugesichert haben, eine
weitere Beitragserhöhung in diesem Bereich notwendig machen, und hinzu
kommen noch die zusätzlichen Maßnahmen. Das heißt, beim Thema Geld ist
vieles geschehen.

Ich bin jetzt ja in dem Pflegeheim gewesen, weil mich ein Pfleger
eingeladen hatte. Dort haben mir viele gesagt: Das ist alles richtig, was
ihr macht, und das müsst ihr auch machen - Ausbildung verändern, keine
Ausbildungsbeiträge mehr, sondern Ausbildungsvergütung, möglichst in einem
komplizierten System mit kirchlichen Trägern, öffentlichen Trägern und
privaten Trägern, aber auch so etwas wie eine einheitliche Tariflandschaft
oder einheitliche Bezahlung für die Pflegekräfte schaffen. Der eigentliche
Erkenntnisgewinn dort war aber, dass die Pflegekräfte mir gesagt haben: Wir
möchten, dass unser Beruf in einem besseren Zusammenhang steht, dass unsere
Arbeit mehr gewürdigt wird. Viele denken bei Pflegekräften nur daran, dass
man sich mit alten und schwachen Menschen umgibt, aber sie haben mir immer
wieder gesagt, dass sie in dem Moment, in dem mehr Zeit für die Menschen
ist, unglaublich viel von den Menschen lernen, dass das wie ein
Geschichtsunterricht aus eigenem Erleben ist und dass das eine schöne
Arbeit ist. Ich weiß schon, dass wir die Bedingungen verbessern müssen,
aber das klingt mir nach: Dass es eine Berufsgruppe ist, die darum kämpft,
Anerkennung in der Gesellschaft zu bekommen, und zwar nicht nur dafür, dass
sie etwas leistet, sondern auch dafür, dass das ein guter Beruf ist, ein
Beruf, in dem man sich verwirklichen kann. Deshalb gehört die Verbesserung
der Arbeitsbedingungen, aber auch die Anerkennung dieses Berufsbildes als
ein erfüllender Beruf mit dazu. Das war eine der Erkenntnisse, die mir dort
sehr klar mit auf den Weg gegeben wurden.

Vorsitzender Dr. Mayntz: Ich schlage vor, dass ich diesen Zettel mit den
vielen Namen von Kolleginnen und Kollegen, die nicht drangekommen sind,
aufbewahre und beim nächsten Mal vorrangig behandle. - Für heute schönen
Dank.

Es gab im Bundestag eine Debatte darüber, ob die Regierungsbefragung
ausgeweitet werden soll, und da wurde argumentiert, dass Sie sich, wenn Sie
sich der Bundespressekonferenz stellen, natürlich auch dem Bundestag
stellen könnten. Diese Parallele fand ich zunächst nicht so toll, denn Sie
sind ja laufend im Bundestag und nicht so oft hier. Jetzt haben Sie
vereinbart, dass Sie dreimal im Jahr in den Bundestag gehen. Ich finde die
Parallele jetzt deutlich besser. Ich gebe Ihnen hiermit jedenfalls die
Einladung mit auf den Weg.

BK'in Merkel: Im Bundestag hatte ich jetzt erst einmal strengere Regeln, da
durfte ich immer nur eine Minute lang auf jede Frage antworten.

Vorsitzender Dr. Mayntz: Umso schöner ist es doch bei uns, oder?

BK'in Merkel: In Bezug darauf ja. Sonst ist es immer besonders schön im
Bundestag. - Danke schön!

Freitag, 20. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 21. Juli 2018
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SCHACH-SPHINX/06632: Die Macht eines Zentrumsspringers (SB)


Daß eine Figur, zentral und unvertreibbar postiert, die Partie
entscheiden kann, darüber sind sich alle Schachlehrmeister einig, die
in ihren Lektionen Hunderte von Partien anführen, wo beispielsweise
und vornehmlich ein Springer auf d5 imstande ist, das gesamte
gegnerische Spiel lahmzulegen. Solch ein Springer erweist sich wie im
heutigen Rätsel der Sphinx natürlich umso wertvoller, wenn die
Leichtfigur des Gegners ein Läufer ist mit dem Handicap, nur Figuren
auf schwarzen Feldern schlagen zu können. Gewiß, ein Zentrumsspringer
allein macht noch kein Frühling, aber die halbe Miete zum Sieg bringt
er schon ein, insbesondere dann, wenn er mit seinen Hufen die
gegnerischen Figuren aus guten Positionen verscheucht. Im
Interzonenturnier in Rumänien 1995 konnte der tschechiche Großmeister
Hracek dank eines solchen Springers einen klaren Sieg über seinen
ungarischen Kontrahenten Almasi erringen. Schwarz hatte zunächst den
Kampf ums Zentrum verloren, war dann auf dem Königsflügel vertrieben
worden und verlor schließlich auch den Kampf auf dem Damenflügel. Weiß
am Zuge leitete nun die letzte Operation zur Beherrschung des ganzen
Brettes ein, Wanderer, und siehe da, ohne den Zentrumsspringer hätte
er diesen Rundumschlag nicht machen können.
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Hracek - Almasi

Rumänien 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der weiße Angriff war nach 1...b5-b4! 2.g5xf6 b4xc3 3.Le2-f3 am Ende,
und Ungarns Altmeister Lajos Portisch entpuppte sich als
hervorragender Totengräber: 3...Dc7xf4 4.b2xc3 Sd7xf6 5.e4-e5 Sf6-e4
6.Dg2-h2 Se4-f2+ und Weiß gab denn, denn nach 7.Tf1xf2 Lb7xf3+ 8.Kh1-
g1 hätte Schwarz entweder mit 8...Df4xh2+ den Übergang in ein leicht
zu gewinnendes Endspiel wählen oder mit 8...Lc5xf2 9.Dh2xf2 Df4-g4+
10.Kg1-f1 f7-f6 im Angriff siegen können.
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